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Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Änderung des 
Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsver-
trag vom 31. August 1991, zuletzt geän-
dert durch den Neunten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag vom 31. Juli bis 
10. Oktober 2006, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Höhe der Rundfunkgebühr

Die Höhe der Rundfunkgebühr
wird monatlich wie folgt festgesetzt:

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zu dem Elften Rundfunkänderungsstaatsvertrag*)

Vom 30. September 2008

*) Ändert GVBl. II Anhang Staatsverträge

§ 1

Dem am 12. Juni 2008 unterzeichneten
Elften Rundfunkänderungsstaatsvertrag
wird zugestimmt. 

§ 2

(1) Der Staatsvertrag wird nachstehend
veröffentlicht.

(2) Er tritt nach seinem Art. 3 Abs. 2
Satz 1 am 1. Januar 2009 in Kraft. Sollte
der Staatsvertrag nach seinem Art. 3 
Abs. 2 Satz 2 gegenstandslos werden, ist
dies im Gesetz- und Verordnungsblatt
Teil I bekannt zu geben.

§ 3

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

Elfter Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Elfter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 30. September 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

K o c h
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Berlin, den 12. Juni 2008

Für das Land Baden-Württemberg: Günther H. Oettinger

Für den Freistaat Bayern: Günther Beckstein

Für das Land Berlin: Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg: Matthias Platzeck

Für die Freie Hansestadt Bremen: Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: Ole von Beust

Für das Land Hessen: R. Koch

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: H. Ringstorff

Für das Land Niedersachsen: Christian Wulff

Für das Land Nordrhein-Westfalen: Jürgen Rüttgers

Für das Land Rheinland-Pfalz: Kurt Beck

Für das Saarland: Peter Müller

Für den Freistaat Sachsen: St. Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt: Böhmer

Für das Land Schleswig-Holstein: Peter Harry Carstensen

Für den Freistaat Thüringen: Dieter Althaus

27. September 2002, zuletzt geändert
durch den Zehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag vom 19. Dezember 2007
wird das Datum „31. Dezember 2008“ er-
setzt durch das Datum „31. Dezember
2012“.

Artikel 3

Kündigung, In-Kraft-Treten, 
Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in Artikel 1
und 2 geänderten Staatsverträge sind die
dort vorgesehenen Kündigungsvorschrif-
ten maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Ja-
nuar 2009 in Kraft. Sind bis zum 31. De-
zember 2008 nicht alle Ratifikationsur-
kunden bei der Staatskanzlei des Vorsit-
zenden der Ministerpräsidentenkonferenz
hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegen-
standslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden
der Ministerpräsidentenkonferenz teilt
den Ländern die Hinterlegung der Ratifi-
kationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den
Wortlaut des Rundfunkfinanzierungs-
staatsvertrages und des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages  in der Fassung,
die sich aus den Artikeln 1 und 2 ergibt,
mit neuem Datum bekannt zu machen.

1. Die Grundgebühr: 5,76 Euro

2. Die Fernsehgebühr: 12,22 Euro.“

2. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Prozentzahl
„93,1373“ durch die Prozentzahl
„93,0219“ und die Prozentzahl
„6,8627“ durch die Prozentzahl
„6,9781“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Prozentzahl
„61,0994“ durch die Prozentzahl
„60,5086“ und die Prozentzahl
„38,9006“ durch die Prozentzahl
„39,4914“ ersetzt.

c) In Absatz 3 Satz 3 wird der Betrag
„145,96 Mio. Euro“ ersetzt durch
den Betrag „163,71 Mio. Euro“.

3. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 wird das Datum „31. De-
zember 2008“ ersetzt durch das Da-
tum „31. Dezember 2012“.

b) In Satz 4 wird das Datum „31. De-
zember 2008“ ersetzt durch das Da-
tum „31. Dezember 2012“.

Artikel 2

Änderung des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages

In § 18 Abs. 1 Satz 2 des Jugendme-
dienschutz-Staatsvertrages vom 10. bis
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Einrichtung einer Härtefallkommission

(Härtefallkommissionsgesetz – HFKG)*)

Vom 30. September 2008

*) GVBl. II 310-109

§ 1

Einrichtung einer Härtefallkommission

Aufgrund von § 23a Abs. 2 Satz 1 des
Aufenthaltsgesetzes in der Fassung vom
25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 13. März
2008 (BGBl. I S. 313), in Verbindung mit
Art. 80 Abs. 4 des Grundgesetzes wird bei
dem für das Aufenthaltsrecht der Auslän-
der zuständigen Ministerium eine Härte-
fallkommission eingerichtet.

§ 2

Zusammensetzung

(1) Die Härtefallkommission ist ein
behördenunabhängiges Gremium, das
sich aus

– je einer Vertreterin oder einem Vertre-
ter der Katholischen Kirche und der
Evangelischen Kirchen,

– zwei Vertreterinnen oder Vertretern der
Liga der freien Wohlfahrtspflege,

– einer Vertreterin oder einem Vertreter
des Hessischen Flüchtlingsrates,

– einer Vertreterin oder einem Vertreter
von Amnesty International,

– einer Vertreterin oder einem Vertreter
der Arbeitsgemeinschaft der Auslän-
derbeiräte Hessen (AGAH),

– einer Vertreterin der Beratungseinrich-
tungen für Frauen auf Vorschlag der
Landesarbeitsgemeinschaft der hessi-
schen Frauenbüros,

– einer Vertreterin oder einem Vertreter
der Beratungseinrichtungen für Opfer
von Menschenhandel auf Vorschlag der
vom Land Hessen geförderten, auf die-
sem Gebiet tätigen Organisationen,

– zwei Vertreterinnen oder Vertretern des
Ministeriums nach § 1,

– einer Vertreterin oder einem Vertreter
mit medizinischem Sachverstand auf
Vorschlag der Landesärztekammer,

– jeweils einer Vertreterin oder einem
Vertreter der drei kommunalen Spit-
zenverbände,

– einer Vertreterin oder einem Vertreter
des Hessischen Sozialministeriums und

– einer Vertreterin oder einem Vertreter
der zentralen Ausländerbehörden

zusammensetzt. Das Ministerium nach § 1
bestellt die Mitglieder und stellvertreten-
den Mitglieder der Härtefallkommission
auf Vorschlag der entsendenden Institu-
tionen für einen Zeitraum von zwei Jah-
ren. Eine wiederholte Bestellung ist zuläs-
sig. Die Kommission soll paritätisch mit
Frauen und Männern besetzt sein.

(2) Der Vorsitz und der stellvertretende
Vorsitz der Härtefallkommission obliegen
den Vertreterinnen oder den Vertretern
des Ministeriums nach § 1.

§ 3

Geschäftsstelle, Vorprüfungsausschuss
und Verfahrensgrundsätze

(1) Die Geschäftsstelle der Härtefall-
kommission wird bei dem Ministerium
nach § 1 eingerichtet.

(2) Es wird ein Vorprüfungsausschuss
gebildet. Er setzt sich zusammen aus ei-
ner Mitarbeiterin oder einem Mitarbeiter
der Geschäftsstelle und zwei durch die
Kommission zu benennenden Mitglie-
dern. Es wird jeweils eine Stellvertretung
benannt.

(3) Die Härtefallkommission beschließt
über die Verfahrensgrundsätze und gibt
sich eine Geschäftsordnung.

§ 4

Verfahren

(1) Die Härtefallkommission wird nur
bei vollziehbar ausreisepflichtigen Aus-
länderinnen und Ausländern tätig, für die
eine hessische Ausländerbehörde zustän-
dig ist. Bei Eingaben sind alle Gesichts-
punkte darzulegen, die trotz einer beste-
henden Ausreisepflicht die weitere An-
wesenheit im Bundesgebiet aus dringen-
den humanitären oder persönlichen
Gründen rechtfertigen könnten. Die Här-
tefallkommission wird ausschließlich im
Wege der Selbstbefassung tätig. Dritte
können nicht verlangen, dass die Härte-
fallkommission sich mit einem bestimm-
ten Einzelfall befasst oder eine bestimmte
Entscheidung trifft. Die Entscheidung für
ein Härtefallersuchen setzt voraus, dass
nach den Feststellungen der Härtefall-
kommission dringende humanitäre oder
persönliche Gründe die weitere Anwe-
senheit des Ausländers im Bundesgebiet
rechtfertigen.

(2) Eingaben an die Härtefallkommis-
sion sollen in der Regel innerhalb von
drei Monaten ab Eingang bei der Ge-
schäftsstelle abschließend behandelt wer-
den.

§ 5

Vorprüfung durch die Geschäftsstelle 
der Härtefallkommission

(1) Die Geschäftsstelle der Härtefall-
kommission führt eine Vorprüfung der
Eingaben durch.

(2) Zur Vorprüfung bittet die Ge-
schäftsstelle die zuständige Ausländer-
behörde um Stellungnahme.
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(3) Nach der Vorprüfung entscheidet
die Geschäftsstelle im Auftrag der Härte-
fallkommission, ergänzenden Vortrag an-
zuregen, die Eingabe der Härtefallkom-
mission vorzulegen oder in den durch die
Geschäftsordnung der Härtefallkommissi-
on bestimmten Fällen zu verwerfen.

(4) Aufgabe des Vorprüfungsausschus-
ses nach § 3 ist es, in Zweifelsfällen oder
Eilfällen im Rahmen der Vorprüfung zu
entscheiden. Kommt kein einheitliches
Votum zustande, legt der Vorprüfungs-
ausschuss die Eingabe der Härtefallkom-
mission vor. 

§ 6

Zurückstellung aufenthaltsbeendender
Maßnahmen

Die Geschäftsstelle ersucht die Auslän-
derbehörde, soweit erforderlich, bis zu 
einer abschließenden Entscheidung von
aufenthaltsbeendenden Maßnahmen ab-
zusehen.

§ 7

Beschlussfassung der 
Härtefallkommission

(1) Die Härtefallkommission tagt in der
Regel einmal im Monat. Die Sitzungen
sind nicht öffentlich. Die Kommission ist
beschlussfähig, wenn ihre Mitglieder ord-
nungsgemäß zur Sitzung eingeladen wor-
den sind. Näheres regelt die Geschäfts-
ordnung. Die Härtefallkommission trifft
ihre Entscheidung mit der Mehrheit der
gesetzlich bestimmten Mitglieder. Stimm-
berechtigt sind die Mitglieder, im Verhin-
derungsfall deren Vertreterinnen oder
Vertreter.

(2) Von der Beschlussfassung ausge-
schlossen sind Mitglieder, wenn die
Tätigkeit oder die Entscheidung in der
Angelegenheit ihnen selbst, ihren Ehe-
gattinnen oder Ehegatten, ihren eingetra-
genen Lebenspartnerinnen oder Lebens-
partnern, ihren Verwandten bis zum drit-
ten oder Verschwägerten bis zum zweiten
Grad oder einer von ihnen kraft Gesetzes
oder Vollmacht vertretenen Person einen
unmittelbaren Vorteil oder Nachteil brin-
gen kann.

(3) Die Kommission kann Personen an-
hören und darüber hinaus weitere Infor-
mationen einholen.

(4) Die Härtefallkommission entschei-
det nach Abwägung aller für und gegen
das Bestehen eines humanitären oder
persönlichen Härtefalls sprechenden Ge-
sichtspunkte. Sie richtet ein Ersuchen auf
Erteilung oder Verlängerung einer Auf-

enthaltserlaubnis an das Ministerium
nach § 1, wenn nach ihrer Ansicht drin-
gende humanitäre oder persönliche Grün-
de die weitere Anwesenheit der Auslän-
derin oder des Ausländers im Bundesge-
biet rechtfertigen.

§ 8

Umsetzung der Ersuchen 
der Härtefallkommission

(1) Die Geschäftsstelle setzt unverzüg-
lich die betroffene Person oder ihre Ver-
treterin oder ihren Vertreter, die zuständi-
ge Ausländerbehörde und das Ministeri-
um nach § 1 über die Beschlussfassung in
Kenntnis. Sie leitet ein Ersuchen nach § 7
Abs. 4 unverzüglich an das Ministerium
nach § 1 weiter.

(2) Das Ministerium nach § 1 entschei-
det über die Verlängerung oder Erteilung
einer Aufenthaltserlaubnis. Entspricht es
dem Ersuchen der Härtefallkommission,
ordnet es die Verlängerung oder Ertei-
lung an. Will das Ministerium nach § 1
dem Ersuchen der Härtefallkommission
nicht entsprechen, hat es vor einer ab -
schlie ßenden Entscheidung die Härtefall-
kommission über die Gründe für diese
abweichende Entscheidung zu informie-
ren. Die Geschäftsstelle unterrichtet die
Mitglieder der Härtefallkommission.

§ 9

Rechtswegausschluss

Beschlüsse der Härtefallkommission
unterliegen nicht der gerichtlichen Nach-
prüfung.

§ 10

Verschwiegenheitspflicht 
der Kommissionsmitglieder

Die Mitglieder der Härtefallkommissi-
on sind verpflichtet, über alle Angelegen-
heiten, die mit der Mitgliedschaft in der
Kommission zusammenhängen, Ver-
schwiegenheit zu wahren.

§ 11

Aufhebung bisherigen Rechts

Die Verordnung zur Einrichtung einer
Härtefallkommission nach § 23a des Auf-
enthaltsgesetzes vom 22. Februar 2005
(GVBl. I S. 105)1) wird aufgehoben.

§ 12

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 15. Oktober
2008 in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 30. September 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r
1) Hebt auf GVBl. II 310-103
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Hessischen Besoldungs- und 

Versorgungsanpassungsgesetzes 2007/2008 sowie zur 
Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften

Vom 1. Oktober 2008

1) Ändert GVBl. II 323-143

Artikel 11)

Änderung des Hessischen Besoldungs-
und Versorgungsanpassungsgesetzes

2007/2008

Das Hessische Besoldungs- und Versor -
gungsanpassungsgesetz 2007/2008 vom
28. September 2007 (GVBl. I S. 602) wird
wie folgt geändert:

1. Nach § 2 wird als § 2a eingefügt:

„§ 2a

Einmalzahlung im Jahr 2008

(1) Beamtinnen und Beamte sowie
Richterinnen und Richter, die im An-
wendungsbereich des Hessischen Be-
amtengesetzes an mindestens einem
Tag im Monat September 2008 An-
spruch auf Dienst- oder Anwärterbezü-
ge haben, erhalten eine Einmalzah-
lung in Höhe von 100 Euro. Beamtin-
nen und Beamte mit Anspruch auf
Dienstbezüge aus einer Besoldungs-
gruppe bis einschließlich A 12 erhalten
unter den gleichen Voraussetzungen
die Einmalzahlung in Höhe von 150
Euro.

(2) Teilzeitbeschäftigte und be-
grenzt Dienstfähige (§ 51a des Hessi-
schen Beamtengesetzes) erhalten die
Einmalzahlung nach Abs. 1 entspre-
chend dem Verhältnis der ermäßigten
zur regelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit. Maßgebend sind die am 
1. September 2008 geltenden Verhält-
nisse. Entsteht der Anspruch auf Bezü-
ge erst im Laufe des Monats Septem-
ber 2008, sind die Verhältnisse zu die-
sem Zeitpunkt maßgebend.

(3) Am 1. September 2008 vorhan-
dene Empfängerinnen und Empfänger
von laufenden Versorgungsbezügen
erhalten eine Einmalzahlung, die sich
nach dem maßgebenden Ruhegehalts-
satz und den Anteilssätzen des Wit-
wen- und Waisengeldes sowie des Un-
terhaltsbeitrages aus dem Betrag von
100 Euro ergibt. Abweichend hiervon
erhalten Empfängerinnen und Emp-
fänger von laufenden Versorgungsbe-
zügen, die sich aus einer Besoldungs-
gruppe bis einschließlich A 12 bemes-
sen, eine Einmalzahlung, die sich nach
dem maßgebenden Ruhegehaltssatz
und den Anteilssätzen des Witwen-
und Waisengeldes sowie des Unter-
haltsbeitrages aus dem Betrag von 150
Euro berechnet. Bei Empfängerinnen
und Empfängern von Mindestversor-
gungsbezügen gilt der jeweils maßge-
bende Mindestruhegehaltssatz.

(4) Am 1. September 2008 vorhan-
dene Empfängerinnen und Empfänger
von Versorgungsbezügen im Sinne des
§ 71 Abs. 2 des Beamtenversorgungs-
gesetzes erhalten als Einmalzahlung
60 Euro, Witwen, Witwer und versor-
gungsberechtigte geschiedene Ehe-
gattinnen und Ehegatten 36 Euro,
Empfängerinnen und Empfänger von
Vollwaisengeld 12 Euro und Empfän-
gerinnen und Empfänger von Halb-
waisengeld 7 Euro. Abweichend hier-
von erhalten die am 1. September 2008
vorhandenen Empfängerinnen und
Empfänger von Versorgungsbezügen
im Sinne des § 71 Abs. 2 des Beamten-
versorgungsgesetzes als Einmalzah-
lung 90 Euro, Witwen, Witwer und ver-
sorgungsberechtigte geschiedene Ehe-
gattinnen und Ehegatten 54 Euro,
Empfängerinnen und Empfänger von
Vollwaisengeld 18 Euro und Empfän-
gerinnen und Empfänger von Halb-
waisengeld 11 Euro, wenn sich die
Versorgungsbezüge aus einer Besol-
dungsgruppe bis einschließlich A 12
bemessen. Satz 1 und 2 gelten nicht in
den Fällen der Gewährung von Min-
destversorgung. 

(5) § 2 Abs. 5 gilt in den Fällen der
Abs. 3 und 4 entsprechend.

(6) § 2 Abs. 6 bis 8 gilt entspre-
chend mit der Maßgabe, dass sich der
Anspruch gegen den Dienstherrn rich-
tet, der die Bezüge zum 1. September
2008 zu zahlen hat. Zahlungen nach 
§ 4 des Tarifvertrages Einkommensver-
besserung 2008 vom 13. Juni 2008
werden angerechnet.“

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Zum 1. Januar 2008 werden
in den Besoldungsgruppen A 1 bis
A 8 und bei den Anwärterinnen
und Anwärtern jeweils um 3 vom
Hundert erhöht:

1. die Grundgehaltssätze,

2. der Familienzuschlag,

3. die Amtszulagen, auch soweit
sie landesrechtlich geregelt sind,
sowie die allgemeine Stellenzu-
lage nach Nr. 27 der Vorbemer-
kungen der Anlage I zum Bun-
desbesoldungsgesetz,

4. die Anwärtergrundbeträge,

5. die Grundgehaltssätze in den
Regelungen über künftig weg-
fallende Ämter,

6. die Bemessungsgrundlagen der
Zulagen, Aufwandsentschädi-
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gungen und anderen Bezüge
nach Art. 14 § 4 Abs. 1 und § 5
des Reformgesetzes vom 24. Feb-
ruar 1997 (BGBl. I S. 322), geän-
dert durch Gesetz vom 19. Feb -
ruar 2006 (BGBl. I S. 334),

7. die Beträge der Amtszulagen
nach Anlage 2 der Verordnung
zur Überleitung in die im Zwei-
ten Gesetz zur Vereinheitlichung
und Neuregelung des Besol-
dungsrechts in Bund und Län-
dern geregelten Ämter und über
die künftig wegfallenden Ämter
vom 1. Oktober 1975 (BGBl. I
S. 2608), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 24. März 1997 
(BGBl. I S. 590),

8. die Beträge nach § 4 der Verord-
nung über die Mehrarbeitsver-
gütung für Beamte in der Fas-
sung vom 3. Dezember 1998
(BGBl. I S. 3495), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 9. No-
vember 2004 (BGBl. I S. 2774).“

b) Als neuer Abs. 2 wird eingefügt:

„(2) Zum 1. April 2008 werden in
den Besoldungsgruppen A 9 bis
A 12 jeweils um 3 vom Hundert er-
höht:

1. die Grundgehaltssätze,

2. der Familienzuschlag,

3. die Amtszulagen, auch soweit
sie landesrechtlich geregelt sind,
sowie die allgemeine Stellenzu-
lage nach Nr. 27 der Vorbemer-
kungen der Anlage I zum Bun-
desbesoldungsgesetz,

4. die Grundgehaltssätze in den
Regelungen  über künftig weg-
fallende Ämter,

5. die Bemessungsgrundlagen der
Zulagen, Aufwandsentschädi-
gungen und anderen Bezüge
nach Art. 14 § 4 Abs. 1 und § 5
des Reformgesetzes,

6. die Beträge der Amtszulagen
nach Anlage 2 der Verordnung
zur Überleitung in die im Zwei-
ten Gesetz zur Vereinheitlichung
und Neuregelung des Besol-
dungsrechts in Bund und Län-
dern geregelten Ämter und über
die künftig wegfallenden Ämter,

7. die Beträge nach § 4 der Verord-
nung über die Mehrarbeitsver-
gütung für Beamte.“

c) Als neuer Abs. 3 wird eingefügt:

„(3) Zum 1. April 2008 werden in
den Besoldungsgruppen A 13 bis
A 16 und in den Besoldungsgrup-
pen der B-, R-, W- und C-Besol-
dung jeweils um 2,4 vom Hundert
und zum 1. Juli 2008 um weitere 0,6
vom Hundert auf insgesamt 3 vom
Hundert erhöht:

1. die Grundgehaltssätze,

2. der Familienzuschlag,

3. die Amtszulagen, auch soweit
sie landesrechtlich geregelt sind,
sowie die allgemeine Stellenzu-
lage nach Nr. 27 der Vorbemer-
kungen der Anlage I zum Bun-
desbesoldungsgesetz,

4. die Grundgehaltssätze

a) in den fortgeltenden Besol-
dungsordnungen und Besol-
dungsgruppen der Hoch-
schullehrerinnen und Hoch-
schullehrer,

b) in den Regelungen über
künftig wegfallende Ämter,

5. die Höchstbeträge für Sonder-
grundgehälter und Zuschüsse
zum Grundgehalt sowie festge-
setzte Sondergrundgehälter und
Zuschüsse nach fortgeltenden
Besoldungsordnungen der Hoch-
schullehrerinnen und Hoch-
schullehrer,

6. die in festen Beträgen ausgewie-
senen Zuschüsse zum Grundge-
halt nach Nr. 1 und 2 und die 
allgemeine Stellenzulage nach 
Nr. 2 Buchst. b der Vorbemer-
kungen der Anlage II des Bun-
desbesoldungsgesetzes in der
bis zum 22. Februar 2002 gelten-
den Fassung,

7. die Bemessungsgrundlagen der
Zulagen, Aufwandsentschädi-
gungen und anderen Bezüge
nach Art. 14 § 4 Abs. 1 und § 5
des Reformgesetzes,

8. die Beträge der Amtszulagen
nach Anlage 2 der Verordnung
zur Überleitung in die im Zwei-
ten Gesetz zur Vereinheitlichung
und Neuregelung des Besol-
dungsrechts in Bund und Län-
dern geregelten Ämter und über
die künftig wegfallenden Ämter,

9. die Beträge nach § 4 der Verord-
nung über die Mehrarbeitsver-
gütung für Beamte.“

d) Die bisherigen Abs. 2 und 3 werden
Abs. 4 und 5.

e) In Abs. 4 neu wird „1. April 2008“
durch „1. Januar 2008“ und „2,04“
durch „2,55“ ersetzt.

f) Abs. 5 neu erhält folgende Fassung:

„(5) Bei Versorgungsempfänge-
rinnen und Versorgungsempfän-
gern gelten die Erhöhungen nach
den Abs. 1 bis 3 entsprechend den
den Versorgungsbezügen zugrunde
liegenden Grundgehältern und für
die in Art. 2 § 2 Abs. 1 bis 5 des
Bundesbesoldungs- und -versor-
gungsanpassungsgesetzes 1995
vom 18. Dezember 1995 (BGBl. I 
S. 1942), geändert durch Gesetz
vom 19. Februar 2006 (BGBl. I 
S. 334), genannten Bezügebe -
standteile sowie für die in § 14
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und § 84 Abs. 1
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Satz 1 Nr. 4, 5 und 7 des Bundesbe-
soldungsgesetzes aufgeführten Stel -
lenzulagen und Bezüge. Satz 1 gilt
für Empfängerinnen und Empfän-
ger von Versorgungsbezügen der
weggefallenen Besoldungsgruppe
A 1 entsprechend. Versorgungsbe-
züge, deren Berechnung ein Orts-
zuschlag nach dem Bundesbesol-
dungsgesetz in der bis zum 30. Juni
1997 geltenden Fassung nicht zu-
grunde liegt, werden nach Maßga-
be der Abs. 1 bis 3 der den Versor-
gungsbezügen zugrunde liegenden
Grundgehältern um 2,9 vom Hun-
dert erhöht, wenn der Versorgungs-
fall vor dem 1. Juli 1997 eingetreten
ist. Satz 3 gilt entsprechend für

1. Hinterbliebene einer vor dem 
1. Juli 1997 vorhandenen Versor-
gungsempfängerin oder eines
vor dem 1. Juli 1997 vorhande-
nen Versorgungsempfängers,

2. Versorgungsbezüge, die in fes -
ten Beträgen festgesetzt sind,

3. den Betrag nach Art. 13 § 2 
Abs. 4 des Fünften Gesetzes zur
Änderung besoldungsrechtlicher
Vorschriften vom 28. Mai 1990
(BGBl. I S. 967), aufgehoben
durch Gesetz vom 19. Februar
2006 (BGBl. I S. 334).

Bei Versorgungsempfängerinnen
und Versorgungsempfängern, deren
Versorgungsbezügen ein Grund -
gehalt der Besoldungsgruppen A 1
bis A 8 zugrunde liegt, vermindert
sich das Grundgehalt ab 1. Januar
2008 um 49,15 Euro, wenn ihren ru-
hegehaltsfähigen Dienstbezügen
die Stellenzulage nach Nr. 27 
Abs. 1 Buchst. a oder b der Vorbe-
merkungen der Anlage I zum Bun-
desbesoldungsgesetz bei Eintritt in
den Ruhestand nicht zugrunde ge-
legen hat.“

g) Als neuer Abs. 6 wird angefügt:

„(6) Bei der Anpassung nach die-
sem Gesetz handelt es sich um die
vierte Anpassung im Sinne des 
§ 69e Abs. 3 des Beamtenversor-
gungsgesetzes.“

3. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Höhe der Besoldungen ab
dem 1. Januar 2008, 1. April 2008 und
1. Juli 2008 ergibt sich aus den Anla-
gen 1 bis 7 zu diesem Gesetz.“

4. § 5 wird wie folgt geändert:

Die Angabe „§ 3 Abs. 1 und 3“ wird
ersetzt durch „§ 3 Abs. 3 und 5“.

5. Die Anlagen 1 bis 7 zu § 4 Abs. 2 er-
halten die aufgrund der Regelungen
des § 3 Abs. 1 bis 3 vom Ministerium
des Innern und für Sport neu zu be-
rechnenden Fassungen zu den Termi-
nen 1. Januar 2008, 1. April 2008 und
1. Juli 2008.

Artikel 22)

Änderung des 
Hessischen Besoldungsgesetzes

In § 10 Satz 2 des Hessischen Besol-
dungsgesetzes in der Fassung vom 
25. Februar 1998 (GVBl. I S. 50), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 17. Dezember
2007 (GVBl. I S. 908), wird die Jahreszahl
„2009“ durch die Jahreszahl „2014“ er-
setzt.

Artikel 33)

Änderung des 
Hessischen Sonderzahlungsgesetzes

In § 12 Abs. 2 des Hessischen Sonder-
zahlungsgesetzes vom 22. Oktober 2003
(GVBl. I S. 280), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 21. Juli 2004 (GVBl. I S. 250),
wird die Jahreszahl „2009“ durch die
Jahreszahl „2014“ ersetzt.

Artikel 4

Bestimmung der Deckung

Die aufgrund des Art. 1 entstehenden
finanziellen Mehrbelastungen im Haus-
haltsjahr 2008 von insgesamt 36,6 Millio-
nen Euro werden wie folgt gedeckt:

1. Mehreinnahmen durch Grundstücks-
veräußerungen des Landesbetriebs
Hessisches Immobilienmanagement
(Kap. 06 13 - 131 01) in Höhe von 2,8
Millionen Euro,

2. Minderausgaben beim Zuschuss für
Baumaßnahmen des Landesbetriebs
Hessisches Immobilienmanagement
(Kap. 06 13 - 891 01) in Höhe von 13,5
Millionen Euro,

3. Mehreinnahmen bei Geldstrafen und
Geldbußen im Bereich der Staatsan-
waltschaften (Kap. 05 03 - 112) in
Höhe von 12,3 Millionen Euro,

4. Minderausgaben bei den Erstattungen
nach dem Landesaufnahmegesetz
(Kap. 08 05 - 633) in Höhe von 4,0 Mil-
lionen Euro und

5. Minderausgaben bei den Erstattungen
an den Landeswohlfahrtsverband für
die Verwaltungskosten im Bereich des
Maßregelvollzugs (Kap. 08 07 - 633) in
Höhe von 4,0 Millionen Euro.

2) Ändert GVBl. II 323-59
3) Ändert GVBl. II 323-135

Anlagen 1–7
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Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 1. Oktober 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r
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Anlage 2 zu § 4 HBVAnpG 2007/2008

(ersetzt Anlage V BBesG) 

F a m i l i e n z u s c h l a g

Gültig ab 1. April 2008 bis 30. Juni 2008 für die Besoldungsgruppen A 13 bis A 16 
sowie die BesO B, R, W und C: 

(Monatsbeträge in Euro)
Stufe 1 Stufe 2

(§ 40 Abs. 1 
BBesG )

(§ 40 Abs. 2 
BBesG)

Besoldungsgruppen
A 2 bis A 8 102,66 194,86

übrige Besoldungsgruppen 107,82 200,02

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag für das zweite zu berücksichtigende 

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu berücksichtigende Kind in den 
Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 um je 5,23 Euro, ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende 
Kind
in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 3 um je 26,17 Euro
in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,94 Euro
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,71 Euro.

Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren 
Besoldungsgruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt.

Kind um 92,21 Euro, für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 287,31 Euro.
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F a m i l i e n z u s c h l a g

Gültig ab 1. Januar 2008 für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 8 
Gültig ab 1. April 2008 für die Besoldungsgruppen A 9 bis A 12 
Gültig ab 1. Juli 2008 für die Besoldungsgruppen A 13 bis A 16 
sowie die BesO B, R, W und C: 

(Monatsbeträge in Euro)
Stufe 1 Stufe 2

(§ 40 Abs. 1 
BBesG )

(§ 40 Abs. 2 
BBesG)

Besoldungsgruppen
A 2 bis A 8 103,26 196,01

übrige Besoldungsgruppen 108,44 201,19

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag für das zweite zu berücksichtigende 

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 2 bis A  

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu berücksichtigende Kind in den 
Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 um je 5,26 Euro, ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende 
Kind
in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 3 um je 26,33 Euro
in der Besoldungsgruppe A 4 um je 21,06 Euro
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,80 Euro.

Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren 
Besoldungsgruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt.

Kind um 92,75 Euro, für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 289,00 Euro.
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Nr. 18 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 6. Oktober 2008 855



A
n

la
g

e 
3 

a 
zu

 §
 4

 H
B

V
A

n
p

G
 2

00
7/

20
08

(e
rs

et
zt

  A
nl

ag
e 

V
I a

 B
B

es
G

)

G
ü

lt
ig

 a
b

 1
. J

an
u

ar
 2

00
8 

B
es

ol
du

ng
s-

gr
up

pe
1

2
3

4
5

6
7

8
9

10
11

12

A
 2

 b
is

 A
 8

90
0,

04
1.

06
2,

20
1.

22
6,

54
1.

38
9,

79
1.

55
4,

12
1.

71
8,

45
1.

88
0,

62
2.

04
6,

05
2.

20
7,

12
2.

37
1,

99
2.

53
5,

79
2.

69
8,

49

A
 9

1.
05

8,
40

1.
23

4,
16

1.
40

8,
82

1.
58

4,
58

1.
76

1,
44

1.
93

6,
67

2.
11

2,
44

2.
28

8,
73

2.
46

3,
96

2.
63

9,
73

2.
81

4,
95

2.
99

0,
71

A
 1

0
1.

19
4,

43
1.

37
8,

90
1.

56
0,

66
1.

74
3,

49
1.

92
5,

78
2.

10
9,

17
2.

29
1,

45
2.

47
3,

75
2.

65
5,

49
2.

83
7,

79
3.

02
1,

17
3.

20
3,

48

A
 1

1
1.

30
0,

55
1.

49
2,

08
1.

68
1,

99
1.

87
2,

46
2.

06
2,

91
2.

25
2,

83
2.

44
3,

83
2.

63
4,

27
2.

82
5,

27
3.

01
5,

19
3.

20
5,

65
3.

39
5,

56

A
 1

2
1.

44
8,

02
1.

64
9,

90
1.

85
1,

22
2.

05
3,

67
2.

25
4,

99
2.

45
7,

97
2.

65
9,

31
2.

86
1,

73
3.

06
3,

07
3.

26
5,

50
3.

46
7,

92
3.

66
9,

81

A
 1

3 
un

d 
C

 1
1.

59
2,

22
1.

80
2,

81
2.

01
1,

75
2.

22
1,

81
2.

43
1,

30
2.

64
1,

36
2.

85
1,

41
3.

06
0,

90
3.

27
1,

50
3.

48
0,

43
3.

69
1,

04
3.

90
0,

54

A
 1

4
1.

73
9,

14
1.

95
6,

25
2.

17
3,

37
2.

39
1,

05
2.

60
8,

16
2.

82
5,

82
3.

04
2,

95
3.

25
9,

52
3.

47
6,

63
3.

69
4,

30
3.

91
0,

87
4.

12
7,

45

A
 1

5,
 C

 2
 u

nd
 R

 1
1.

94
3,

20
2.

17
7,

73
2.

41
2,

27
2.

64
6,

78
2.

88
1,

33
3.

11
6,

40
3.

35
0,

39
3.

58
6,

01
3.

82
0,

55
4.

05
5,

63
4.

29
0,

16
4.

52
4,

69

A
 1

6 
bi

s 
B

 2
, C

 3
 u

nd
 R

 2
2.

05
3,

10
2.

29
9,

62
2.

54
6,

12
2.

79
2,

09
3.

03
9,

67
3.

28
5,

10
3.

53
1,

60
3.

77
8,

11
4.

02
4,

61
4.

27
1,

66
4.

51
7,

62
4.

76
3,

58

B
 3

, B
 4

, C
 4

, R
 3

 u
nd

 R
 4

2.
05

3,
10

2.
30

8,
33

2.
56

6,
25

2.
82

4,
19

3.
08

2,
13

3.
34

1,
14

3.
59

9,
07

3.
85

7,
55

4.
11

5,
48

4.
37

3,
96

4.
63

1,
90

4.
88

9,
83

B
 5

 b
is

 B
 7

, R
 5

 b
is

 R
 7

2.
26

0,
99

2.
54

7,
21

2.
83

3,
45

3.
11

9,
14

3.
40

5,
35

3.
69

1,
57

3.
97

7,
27

4.
26

2,
95

4.
54

9,
72

4.
83

4,
86

5.
12

0,
55

5.
40

7,
87

B
 8

 u
nd

 h
öh

er
, R

 8
 u

nd
 h

öh
er

2.
42

2,
07

2.
74

5,
28

3.
06

7,
43

3.
39

0,
66

3.
71

3,
36

4.
03

6,
58

4.
36

0,
35

4.
68

3,
04

5.
00

6,
29

5.
32

8,
96

5.
65

2,
19

5.
97

4,
88

A
u

sl
an

d
sz

u
sc

h
la

g
 (

§ 
55

 A
b

s.
 2

 B
B

es
G

)

(M
on

at
sb

et
rä

ge
 in

 E
ur

o)

856 Nr. 18 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 6. Oktober 2008



A
n

la
g

e 
3 

b
 z

u
 §

 4
 H

B
V

A
n

p
G

 2
00

7/
20

08
(e

rs
et

zt
  A

nl
ag

e 
V

I b
 B

B
es

G
)

G
ü

lt
ig

 a
b

 1
. J

an
u

ar
 2

00
8 

B
es

ol
du

ng
s-

gr
up

pe
1

2
3

4
5

6
7

8
9

10
11

12

A
 2

 b
is

 A
 8

76
5,

64
90

3,
29

1.
04

2,
05

1.
18

1,
37

1.
32

1,
77

1.
46

0,
53

1.
59

8,
74

1.
73

8,
60

1.
87

6,
25

2.
01

6,
65

2.
15

5,
42

2.
29

3,
63

A
 9

89
8,

95
1.

04
9,

14
1.

19
7,

16
1.

34
6,

81
1.

49
8,

07
1.

64
6,

62
1.

79
6,

27
1.

94
5,

92
2.

09
4,

47
2.

24
4,

11
2.

39
2,

67
2.

54
1,

23

A
 1

0
1.

01
5,

41
1.

17
2,

67
1.

32
7,

21
1.

48
2,

29
1.

63
7,

93
1.

79
2,

47
1.

94
8,

09
2.

10
3,

18
2.

25
6,

63
2.

41
2,

27
2.

56
8,

44
2.

72
2,

97

A
 1

1
1.

10
5,

74
1.

26
7,

89
1.

42
9,

51
1.

59
1,

67
1.

75
3,

82
1.

91
5,

99
2.

07
7,

60
2.

23
9,

76
2.

40
0,

84
2.

56
2,

45
2.

72
5,

16
2.

88
5,

69

A
 1

2
1.

22
9,

80
1.

40
2,

31
1.

57
3,

70
1.

74
5,

11
1.

91
7,

62
2.

08
9,

03
2.

25
9,

90
2.

43
1,

85
2.

60
4,

34
2.

77
5,

76
2.

94
7,

72
3.

11
9,

14

A
 1

3 
un

d 
C

 1
1.

35
3,

87
1.

53
2,

35
1.

70
9,

74
1.

88
8,

77
2.

06
6,

72
2.

24
5,

21
2.

42
3,

69
2.

60
1,

63
2.

78
1,

21
2.

95
8,

60
3.

13
7,

09
3.

31
5,

56

A
 1

4
1.

47
8,

48
1.

66
2,

96
1.

84
6,

87
2.

03
2,

99
2.

21
6,

91
2.

40
1,

38
2.

58
5,

31
2.

77
0,

33
2.

95
5,

34
3.

13
9,

80
3.

32
4,

27
3.

50
8,

19

A
 1

5,
 C

 2
 u

nd
 R

 1
1.

65
1,

53
1.

85
0,

68
2.

04
9,

86
2.

25
0,

10
2.

45
0,

36
2.

64
8,

43
2.

84
7,

59
3.

04
8,

38
3.

24
8,

10
3.

44
7,

25
3.

64
6,

42
3.

84
6,

66

A
 1

6 
bi

s 
B

 2
, C

 3
 u

nd
 R

 2
1.

74
4,

58
1.

95
4,

08
2.

16
3,

58
2.

37
3,

63
2.

58
2,

59
2.

79
2,

09
3.

00
2,

13
3.

21
1,

09
3.

42
1,

14
3.

63
1,

73
3.

84
0,

15
4.

04
9,

63

B
 3

, B
 4

, C
 4

, R
 3

 u
nd

 R
 4

1.
74

4,
58

1.
96

2,
24

2.
18

1,
55

2.
40

0,
84

2.
61

9,
59

2.
83

9,
44

3.
05

9,
26

3.
27

8,
56

3.
49

7,
87

3.
71

7,
15

3.
93

6,
45

4.
15

5,
77

B
 5

 b
is

 B
 7

, R
 5

 b
is

 R
 7

1.
92

2,
52

2.
16

4,
67

2.
40

7,
90

2.
65

1,
15

2.
89

4,
39

3.
13

7,
63

3.
38

0,
87

3.
62

4,
11

3.
86

6,
80

4.
11

0,
58

4.
35

2,
72

4.
59

6,
53

B
 8

 u
nd

 h
öh

er
, R

 8
 u

nd
 h

öh
er

2.
05

8,
57

2.
33

3,
37

2.
60

8,
16

2.
88

2,
41

3.
15

7,
76

3.
43

0,
93

3.
70

5,
74

3.
97

9,
99

4.
25

4,
78

4.
52

9,
04

4.
80

3,
84

5.
07

8,
66

A
u

sl
an

d
sz

u
sc

h
la

g
 (

§ 
55

 A
b

s.
 3

 B
B

es
G

)

(M
on

at
sb

et
rä

ge
 in

 E
ur

o)

Nr. 18 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 6. Oktober 2008 857



A
n

la
g

e 
3 

c 
zu

 §
 4

 H
B

V
A

n
p

G
 2

00
7/

20
08

(e
rs

et
zt

  A
nl

ag
e 

V
I c

 B
B

es
G

)

G
ü

lt
ig

 a
b

 1
. J

an
u

ar
 2

00
8 

B
es

ol
du

ng
s-

gr
up

pe
1

2
3

4
5

6
7

8
9

10
11

12

A
 2

 b
is

 A
 8

63
0,

68
74

3,
32

85
9,

23
97

2,
96

1.
08

8,
31

1.
20

2,
59

1.
31

6,
87

1.
43

2,
22

1.
54

5,
41

1.
66

0,
77

1.
77

5,
05

1.
88

9,
33

A
 9

74
0,

62
86

3,
03

98
6,

02
1.

10
8,

45
1.

23
3,

61
1.

35
6,

05
1.

47
9,

03
1.

60
2,

02
1.

72
4,

99
1.

84
6,

87
1.

97
0,

41
2.

09
3,

39

A
 1

0
83

6,
92

96
5,

33
1.

09
2,

66
1.

22
1,

10
1.

34
8,

43
1.

47
6,

86
1.

60
4,

18
1.

73
1,

52
1.

85
9,

95
1.

98
6,

73
2.

11
4,

07
2.

24
3,

02

A
 1

1
91

0,
92

1.
04

3,
71

1.
17

7,
57

1.
31

0,
88

1.
44

4,
73

1.
57

6,
97

1.
71

0,
30

1.
84

3,
61

1.
97

7,
47

2.
10

9,
71

2.
24

4,
11

2.
37

6,
89

A
 1

2
1.

01
3,

24
1.

15
4,

70
1.

29
5,

65
1.

43
8,

21
1.

57
8,

60
1.

72
0,

09
1.

86
2,

11
2.

00
2,

50
2.

14
3,

99
2.

28
6,

02
2.

42
7,

49
2.

56
9,

52

A
 1

3 
un

d 
C

 1
1.

11
4,

44
1.

26
1,

37
1.

40
7,

73
1.

55
4,

67
1.

70
2,

14
1.

84
8,

50
1.

99
5,

44
2.

14
2,

36
2.

28
9,

83
2.

43
6,

20
2.

58
3,

67
2.

73
0,

06

A
 1

4
1.

21
7,

82
1.

36
9,

65
1.

52
0,

92
1.

67
2,

74
1.

82
6,

20
1.

97
8,

03
2.

12
9,

84
2.

28
1,

66
2.

43
3,

48
2.

58
5,

31
2.

73
7,

13
2.

88
9,

50

A
 1

5,
 C

 2
 u

nd
 R

 1
1.

35
9,

86
1.

52
3,

66
1.

68
8,

54
1.

85
3,

41
2.

01
7,

21
2.

18
2,

08
2.

34
5,

88
2.

51
0,

22
2.

67
4,

56
2.

83
8,

89
3.

00
3,

22
3.

16
7,

01

A
 1

6 
bi

s 
B

 2
, C

 3
 u

nd
 R

 2
1.

43
7,

13
1.

60
9,

62
1.

78
1,

58
1.

95
4,

08
2.

12
7,

67
2.

30
0,

17
2.

47
1,

57
2.

64
4,

62
2.

81
7,

12
2.

99
0,

71
3.

16
2,

65
3.

33
4,

63

B
 3

, B
 4

, C
 4

, R
 3

 u
nd

 R
 4

1.
43

7,
13

1.
61

5,
06

1.
79

6,
27

1.
97

6,
93

2.
15

7,
59

2.
33

9,
34

2.
51

8,
92

2.
69

9,
03

2.
88

0,
24

3.
06

1,
45

3.
24

1,
56

3.
42

2,
77

B
 5

 b
is

 B
 7

, R
 5

 b
is

 R
 7

1.
58

2,
96

1.
78

2,
67

1.
98

3,
46

2.
18

3,
72

2.
38

3,
42

2.
58

3,
67

2.
78

4,
46

2.
98

4,
17

3.
18

4,
98

3.
38

4,
13

3.
58

4,
93

3.
78

5,
72

B
 8

 u
nd

 h
öh

er
, R

 8
 u

nd
 h

öh
er

1.
69

5,
05

1.
92

1,
43

2.
14

7,
26

2.
37

3,
63

2.
60

0,
00

2.
82

6,
37

3.
05

2,
20

3.
27

8,
56

3.
50

3,
85

3.
73

0,
23

3.
95

6,
58

4.
18

2,
41

A
u

sl
an

d
sz

u
sc

h
la

g
 (

§ 
55

 A
b

s.
 4

 B
B

es
G

)

(M
on

at
sb

et
rä

ge
 in

 E
ur

o)

858 Nr. 18 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 6. Oktober 2008



A
n

la
g

e 
3 

d
 z

u
 §

 4
 H

B
V

A
n

p
G

 2
00

7/
20

08
(e

rs
et

zt
  A

nl
ag

e 
V

I d
 B

B
es

G
)

G
ü

lt
ig

 a
b

 1
. J

an
u

ar
 2

00
8 

B
es

ol
du

ng
s-

gr
up

pe
1

2
3

4
5

6
7

8
9

10
11

12

A
 2

 b
is

 A
 8

44
1,

32
52

0,
76

60
0,

77
68

1,
29

76
1,

82
84

1,
82

92
1,

27
1.

00
2,

88
1.

08
1,

26
1.

16
2,

88
1.

24
2,

31
1.

32
2,

85

A
 9

51
8,

04
60

4,
01

69
0,

00
77

5,
97

86
3,

03
94

9,
01

1.
03

5,
54

1.
12

1,
52

1.
20

6,
95

1.
29

2,
93

1.
37

9,
99

1.
46

4,
34

A
 1

0
58

6,
06

67
5,

84
76

5,
11

85
4,

33
94

4,
12

1.
03

3,
91

1.
12

3,
70

1.
21

2,
93

1.
30

1,
64

1.
39

0,
33

1.
48

0,
10

1.
56

9,
36

A
 1

1
63

6,
66

73
1,

36
82

3,
86

91
7,

46
1.

01
0,

52
1.

10
4,

09
1.

19
7,

16
1.

29
0,

75
1.

38
4,

34
1.

47
7,

40
1.

57
0,

45
1.

66
3,

50

A
 1

2
70

9,
04

80
8,

08
90

8,
20

1.
00

6,
16

1.
10

5,
18

1.
20

3,
68

1.
30

3,
26

1.
40

2,
31

1.
50

1,
34

1.
59

9,
84

1.
69

8,
85

1.
79

7,
91

A
 1

3 
un

d 
C

 1
77

9,
78

88
2,

63
98

5,
47

1.
08

8,
87

1.
19

1,
17

1.
29

4,
02

1.
39

7,
42

1.
50

0,
26

1.
60

3,
10

1.
70

5,
94

1.
80

8,
79

1.
91

1,
63

A
 1

4
85

2,
69

95
8,

81
1.

06
4,

92
1.

17
2,

12
1.

27
8,

23
1.

38
4,

90
1.

49
0,

99
1.

59
7,

11
1.

70
3,

22
1.

80
9,

88
1.

91
6,

54
2.

02
2,

63

A
 1

5,
 C

 2
 u

nd
 R

 1
95

2,
28

1.
06

7,
09

1.
18

1,
91

1.
29

6,
74

1.
41

1,
55

1.
52

5,
82

1.
64

2,
28

1.
75

7,
64

1.
87

1,
91

1.
98

7,
28

2.
10

2,
09

2.
21

7,
44

A
 1

6 
bi

s 
B

 2
, C

 3
 u

nd
 R

 2
1.

00
6,

16
1.

12
6,

95
1.

24
7,

21
1.

36
7,

47
1.

48
9,

37
1.

60
9,

62
1.

73
0,

43
1.

85
1,

22
1.

97
2,

58
2.

09
3,

39
2.

21
3,

64
2.

33
3,

90

B
 3

, B
 4

, C
 4

, R
 3

 u
nd

 R
 4

1.
00

6,
16

1.
13

0,
76

1.
25

7,
56

1.
38

4,
34

1.
51

0,
04

1.
63

6,
28

1.
76

4,
18

1.
88

9,
86

2.
01

6,
65

2.
14

2,
36

2.
27

0,
24

2.
39

6,
49

B
 5

 b
is

 B
 7

, R
 5

 b
is

 R
 7

1.
10

7,
92

1.
24

7,
77

1.
38

8,
16

1.
52

8,
55

1.
66

8,
40

1.
80

8,
79

1.
94

9,
18

2.
08

9,
03

2.
22

9,
42

2.
36

9,
26

2.
50

9,
67

2.
64

8,
97

B
 8

 u
nd

 h
öh

er
, R

 8
 u

nd
 h

öh
er

1.
18

6,
81

1.
34

4,
62

1.
50

3,
52

1.
66

1,
31

1.
81

9,
68

1.
97

8,
03

2.
13

6,
37

2.
29

4,
19

2.
45

3,
63

2.
61

0,
88

2.
76

9,
23

2.
92

8,
13

A
u

sl
an

d
sz

u
sc

h
la

g
 (

§ 
55

 A
b

s.
 4

 B
B

es
G

)

>
 U

nt
er

ku
nf

t u
nd

 V
er

pf
le

gu
ng

 <

(M
on

at
sb

et
rä

ge
 in

 E
ur

o)

Nr. 18 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 6. Oktober 2008 859



A
n

la
g

e 
3 

e 
zu

 §
 4

 H
B

V
A

n
p

G
 2

00
7/

20
08

(e
rs

et
zt

  A
nl

ag
e 

V
I e

 B
B

es
G

)

G
ü

lt
ig

 a
b

 1
. J

an
u

ar
 2

00
8

B
es

ol
du

ng
s-

gr
up

pe
1

2
3

4
5

6
7

8
9

10
11

12

A
 2

 b
is

 A
 8

53
6,

00
63

1,
77

73
0,

26
82

6,
57

92
4,

52
1.

02
1,

94
1.

11
9,

89
1.

21
7,

82
1.

31
3,

61
1.

41
1,

55
1.

50
8,

41
1.

60
6,

35

A
 9

62
9,

59
73

4,
06

83
8,

54
94

3,
04

1.
04

8,
60

1.
15

1,
99

1.
25

7,
56

1.
36

1,
49

1.
46

5,
97

1.
57

0,
45

1.
67

4,
39

1.
77

8,
86

A
 1

0
71

0,
67

82
0,

05
92

8,
33

1.
03

7,
71

1.
14

6,
01

1.
25

5,
38

1.
36

3,
13

1.
47

1,
95

1.
57

9,
69

1.
68

8,
54

1.
79

7,
91

1.
90

6,
20

A
 1

1
77

3,
80

88
7,

52
1.

00
1,

26
1.

11
4,

44
1.

22
7,

08
1.

34
0,

27
1.

45
4,

53
1.

56
7,

18
1.

68
0,

92
1.

79
4,

10
1.

90
7,

29
2.

02
0,

48

A
 1

2
86

1,
41

98
1,

67
1.

10
1,

93
1.

22
1,

65
1.

34
1,

34
1.

46
1,

61
1.

58
2,

43
1.

70
2,

14
1.

82
3,

48
1.

94
3,

20
2.

06
2,

91
2.

18
3,

72

A
 1

3 
un

d 
C

 1
94

7,
39

1.
07

2,
55

1.
19

6,
60

1.
32

2,
32

1.
44

6,
92

1.
57

0,
98

1.
69

6,
15

1.
82

1,
30

1.
94

6,
46

2.
07

1,
08

2.
19

6,
23

2.
32

0,
84

A
 1

4
1.

03
5,

00
1.

16
5,

05
1.

29
2,

93
1.

42
2,

44
1.

55
1,

40
1.

68
1,

45
1.

80
9,

88
1.

93
8,

83
2.

06
8,

36
2.

19
7,

86
2.

32
6,

29
2.

45
6,

87

A
 1

5,
 C

 2
 u

nd
 R

 1
1.

15
5,

79
1.

29
5,

08
1.

43
4,

94
1.

57
4,

80
1.

71
5,

20
1.

85
4,

49
1.

99
3,

81
2.

13
3,

67
2.

27
3,

51
2.

41
2,

81
2.

55
2,

65
2.

69
1,

96

A
 1

6 
bi

s 
B

 2
, C

 3
 u

nd
 R

 2
1.

22
1,

65
1.

36
7,

47
1.

51
4,

95
1.

66
1,

31
1.

80
8,

24
1.

95
4,

62
2.

10
1,

55
2.

24
7,

94
2.

39
4,

85
2.

54
1,

23
2.

68
8,

15
2.

83
4,

53

B
 3

, B
 4

, C
 4

, R
 3

 u
nd

 R
 4

1.
22

1,
65

1.
37

3,
46

1.
52

5,
82

1.
68

0,
92

1.
83

3,
81

1.
98

8,
35

2.
14

1,
26

2.
29

4,
72

2.
44

9,
26

2.
60

2,
19

2.
75

5,
63

2.
90

9,
09

B
 5

 b
is

 B
 7

, R
 5

 b
is

 R
 7

1.
34

5,
16

1.
51

5,
49

1.
68

5,
81

1.
85

6,
14

2.
02

5,
37

2.
19

6,
77

2.
36

6,
56

2.
53

6,
87

2.
70

6,
10

2.
87

6,
99

3.
04

7,
28

3.
21

7,
61

B
 8

 u
nd

 h
öh

er
, R

 8
 u

nd
 h

öh
er

1.
44

2,
02

1.
63

3,
03

1.
82

6,
20

2.
01

7,
74

2.
20

9,
84

2.
40

1,
92

2.
59

4,
55

2.
78

6,
64

2.
97

7,
64

3.
17

0,
29

3.
36

2,
36

3.
55

5,
54

A
u

sl
an

d
sz

u
sc

h
la

g
 (

§ 
55

 A
b

s.
 4

 B
B

es
G

)

>
 U

nt
er

ku
nf

t o
de

r 
V

er
pf

le
gu

ng
 <

(M
on

at
sb

et
rä

ge
 in

 E
ur

o)

860 Nr. 18 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 6. Oktober 2008



A
n

la
g

e 
3 

f 
zu

 §
 4

 H
B

V
A

n
p

G
 2

00
7/

20
08

(e
rs

et
zt

  A
nl

ag
e 

V
I f

 B
B

es
G

)

G
ü

lt
ig

 a
b

 1
. J

an
u

ar
 2

00
8 

B
es

ol
du

ng
s-

gr
up

pe
1

2
3

4
5

6
7

8
9

10
11

12

A
 2

 b
is

 A
 8

99
7,

45
1.

16
6,

68
1.

33
4,

29
1.

50
4,

06
1.

67
0,

03
1.

83
9,

27
2.

00
8,

50
2.

17
7,

73
2.

34
5,

88
2.

51
3,

48
2.

68
1,

62
2.

85
1,

41

A
 9

1.
16

8,
30

1.
34

8,
43

1.
53

0,
71

1.
70

9,
74

1.
89

0,
43

2.
07

0,
54

2.
25

0,
64

2.
43

2,
38

2.
61

2,
51

2.
79

2,
63

2.
97

4,
38

3.
15

5,
04

A
 1

0
1.

32
1,

22
1.

50
8,

95
1.

69
6,

15
1.

88
2,

79
2.

06
9,

98
2.

25
7,

73
2.

44
4,

89
2.

63
2,

64
2.

82
0,

92
3.

00
7,

03
3.

19
4,

77
3.

38
2,

51

A
 1

1
1.

43
8,

21
1.

63
4,

11
1.

83
1,

10
2.

02
6,

99
2.

22
3,

98
2.

42
0,

97
2.

61
6,

87
2.

81
3,

31
3.

01
0,

29
3.

20
6,

74
3.

40
3,

72
3.

59
9,

63

A
 1

2
1.

59
8,

74
1.

80
6,

61
2.

01
3,

93
2.

22
1,

26
2.

42
8,

59
2.

63
5,

90
2.

84
3,

24
3.

05
1,

10
3.

25
8,

43
3.

46
5,

75
3.

67
3,

07
3.

88
0,

40

A
 1

3 
un

d 
C

 1
1.

75
8,

72
1.

97
5,

30
2.

19
1,

33
2.

40
7,

90
2.

62
5,

02
2.

84
0,

52
3.

05
7,

10
3.

27
4,

21
3.

49
1,

33
3.

70
6,

82
3.

92
3,

39
4.

14
1,

05

A
 1

4
1.

92
0,

34
2.

14
3,

46
2.

36
7,

64
2.

59
1,

29
2.

81
5,

48
3.

04
0,

23
3.

26
3,

33
3.

48
6,

99
3.

71
0,

08
3.

93
4,

27
4.

15
7,

39
4.

38
2,

67

A
 1

5,
 C

 2
 u

nd
 R

 1
2.

14
6,

18
2.

38
9,

95
2.

63
3,

19
2.

87
6,

42
3.

11
9,

14
3.

36
2,

36
3.

60
6,

15
3.

84
9,

39
4.

09
2,

64
4.

33
5,

32
4.

57
7,

47
4.

82
2,

34

A
 1

6 
bi

s 
B

 2
, C

 3
 u

nd
 R

 2
2.

27
6,

22
2.

53
0,

89
2.

78
6,

64
3.

04
2,

39
3.

29
5,

98
3.

55
1,

19
3.

80
5,

30
4.

06
1,

07
4.

31
5,

73
4.

57
0,

40
4.

82
6,

17
5.

08
0,

83

B
 3

, B
 4

, C
 4

, R
 3

 u
nd

 R
 4

2.
27

6,
76

2.
54

5,
03

2.
81

2,
76

3.
08

0,
49

3.
34

8,
23

3.
61

5,
94

3.
88

4,
20

4.
15

1,
94

4.
41

9,
67

4.
68

7,
40

4.
95

5,
68

5.
22

2,
85

B
 5

 b
is

 B
 7

, R
 5

 b
is

 R
 7

2.
53

8,
51

2.
83

2,
90

3.
12

6,
74

3.
42

1,
68

3.
71

6,
06

4.
01

0,
45

4.
30

4,
84

4.
59

9,
79

4.
89

3,
63

5.
18

8,
56

5.
48

2,
96

5.
77

7,
90

B
 8

 u
nd

 h
öh

er
, R

 8
 u

nd
 h

öh
er

2.
73

7,
67

3.
07

0,
15

3.
40

3,
17

3.
73

6,
20

4.
06

8,
69

4.
40

0,
63

4.
73

4,
19

5.
06

6,
14

5.
39

8,
62

5.
73

2,
18

(M
on

at
sb

et
rä

ge
 in

 E
ur

o)

A
u

sl
an

d
sz

u
sc

h
la

g
 (

§ 
55

 A
b

s.
 5

 B
B

es
G

)

Nr. 18 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 6. Oktober 2008 861



A
n

la
g

e 
3 

g
 z

u
 §

 4
 H

B
V

A
n

p
G

 2
00

7/
20

08
(e

rs
et

zt
  A

nl
ag

e 
V

I g
 B

B
es

G
)

G
ü

lt
ig

 a
b

 1
. J

an
u

ar
 2

00
8 

B
es

ol
du

ng
s-

gr
up

pe
1

2
3

4
5

6
7

8
9

10
11

12

A
 2

 b
is

 A
 8

85
6,

51
99

7,
99

1.
14

1,
64

1.
28

3,
68

1.
42

6,
80

1.
57

0,
45

1.
71

2,
47

1.
85

6,
14

1.
99

9,
24

2.
14

0,
72

2.
28

4,
93

2.
42

5,
87

A
 9

1.
00

0,
16

1.
15

1,
99

1.
30

8,
72

1.
46

1,
08

1.
61

3,
97

1.
76

7,
44

1.
92

0,
34

2.
07

2,
71

2.
22

6,
17

2.
38

0,
15

2.
53

3,
06

2.
68

6,
51

A
 1

0
1.

13
1,

31
1.

29
2,

38
1.

45
1,

82
1.

61
2,

90
1.

77
2,

87
1.

93
1,

78
2.

09
2,

30
2.

25
1,

19
2.

41
2,

81
2.

57
2,

24
2.

73
1,

69
2.

89
2,

75

A
 1

1
1.

23
4,

16
1.

40
1,

22
1.

56
8,

27
1.

73
5,

87
1.

90
2,

93
2.

07
0,

54
2.

23
7,

59
2.

40
5,

73
2.

57
2,

79
2.

73
9,

85
2.

90
7,

45
3.

07
5,

04

A
 1

2
1.

37
2,

92
1.

54
8,

14
1.

72
4,

43
1.

90
0,

21
2.

07
6,

51
2.

25
1,

74
2.

42
8,

05
2.

60
4,

34
2.

78
0,

65
2.

95
5,

88
3.

13
1,

64
3.

30
7,

40

A
 1

3 
un

d 
C

 1
1.

51
0,

59
1.

69
4,

52
1.

87
7,

90
2.

06
1,

82
2.

24
6,

30
2.

42
9,

68
2.

61
3,

07
2.

79
6,

44
2.

98
1,

46
3.

16
4,

83
3.

34
8,

23
3.

53
2,

15

A
 1

4
1.

64
8,

26
1.

83
7,

08
2.

02
6,

99
2.

21
7,

44
2.

40
7,

37
2.

59
7,

28
2.

78
7,

19
2.

97
6,

01
3.

16
6,

47
3.

35
6,

92
3.

54
6,

29
3.

73
6,

75

A
 1

5,
 C

 2
 u

nd
 R

 1
1.

84
3,

08
2.

04
9,

31
2.

25
4,

99
2.

46
1,

77
2.

66
8,

57
2.

87
4,

80
3.

08
0,

49
3.

28
6,

18
3.

49
3,

50
3.

69
9,

75
3.

90
5,

98
4.

11
1,

67

A
 1

6 
bi

s 
B

 2
, C

 3
 u

nd
 R

 2
1.

95
5,

17
2.

17
1,

75
2.

38
7,

77
2.

60
4,

34
2.

82
0,

38
3.

03
6,

96
3.

25
2,

45
3.

46
9,

02
3.

68
5,

05
3.

90
1,

64
4.

11
7,

67
4.

33
3,

70

B
 3

, B
 4

, C
 4

, R
 3

 u
nd

 R
 4

1.
96

0,
06

2.
18

6,
97

2.
41

4,
44

2.
64

1,
89

2.
86

8,
82

3.
09

6,
27

3.
32

3,
74

3.
55

1,
19

3.
77

8,
11

4.
00

6,
12

4.
23

3,
56

4.
45

9,
95

B
 5

 b
is

 B
 7

, R
 5

 b
is

 R
 7

2.
18

5,
89

2.
43

5,
67

2.
68

7,
07

2.
93

6,
83

3.
18

7,
69

3.
43

6,
92

3.
68

7,
23

3.
93

7,
54

4.
18

8,
39

4.
43

8,
71

4.
68

8,
48

4.
93

9,
35

B
 8

 u
nd

 h
öh

er
, R

 8
 u

nd
 h

öh
er

2.
36

1,
12

2.
64

2,
98

2.
92

6,
49

3.
20

7,
83

3.
49

1,
33

3.
77

3,
20

4.
05

5,
63

4.
33

8,
04

4.
62

0,
45

4.
90

2,
34

A
u

sl
an

d
sz

u
sc

h
la

g
 (

§ 
55

 A
b

s.
 5

 B
B

es
G

)

(M
on

at
sb

et
rä

ge
 in

 E
ur

o)

862 Nr. 18 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 6. Oktober 2008



A
n

la
g

e 
3 

h
 z

u
 §

 4
 H

B
V

A
n

p
G

 2
00

7/
20

08
(e

rs
et

zt
  A

nl
ag

e 
V

I h
 B

B
es

G
)

G
ü

lt
ig

 a
b

 1
. J

an
u

ar
 2

00
8 

B
es

ol
du

ng
s-

gr
up

pe
1

2
3

4
5

6
7

8
9

10
11

12

A
 2

 b
is

 A
 8

71
6,

66
83

5,
82

95
1,

74
1.

06
9,

82
1.

18
6,

81
1.

30
3,

82
1.

42
1,

33
1.

53
8,

89
1.

65
6,

96
1.

77
3,

96
1.

89
0,

96
2.

00
8,

50

A
 9

83
8,

54
96

5,
33

1.
09

2,
66

1.
21

7,
82

1.
34

5,
16

1.
47

2,
49

1.
59

9,
28

1.
72

7,
71

1.
85

5,
05

1.
98

1,
84

2.
10

9,
17

2.
23

6,
50

A
 1

0
94

8,
47

1.
07

8,
52

1.
21

0,
21

1.
33

9,
18

1.
47

0,
31

1.
60

0,
93

1.
73

2,
07

1.
86

3,
19

1.
99

3,
25

2.
12

4,
94

2.
25

3,
91

2.
38

4,
51

A
 1

1
1.

03
2,

82
1.

17
2,

12
1.

30
9,

79
1.

44
8,

02
1.

58
6,

77
1.

72
4,

43
1.

86
3,

19
2.

00
0,

33
2.

13
9,

09
2.

27
7,

32
2.

41
5,

52
2.

55
4,

28

A
 1

2
1.

14
7,

63
1.

29
3,

46
1.

43
9,

84
1.

58
5,

14
1.

73
0,

43
1.

87
5,

72
2.

02
1,

55
2.

16
6,

29
2.

31
3,

22
2.

45
8,

52
2.

60
4,

34
2.

74
9,

09

A
 1

3 
un

d 
C

 1
1.

26
4,

63
1.

41
3,

73
1.

56
5,

01
1.

71
5,

73
1.

86
6,

47
2.

01
6,

11
2.

16
5,

75
2.

31
7,

02
2.

46
7,

23
2.

61
7,

40
2.

76
8,

14
2.

91
8,

34

A
 1

4
1.

38
1,

08
1.

53
7,

26
1.

69
2,

34
1.

84
7,

43
2.

00
3,

60
2.

15
9,

77
2.

31
5,

94
2.

47
1,

03
2.

62
7,

75
2.

78
3,

92
2.

93
9,

01
3.

09
5,

18

A
 1

5,
 C

 2
 u

nd
 R

 1
1.

54
3,

79
1.

71
4,

65
1.

88
4,

43
2.

05
4,

76
2.

22
5,

07
2.

39
5,

94
2.

56
6,

25
2.

73
6,

58
2.

90
6,

90
3.

07
7,

23
3.

24
8,

63
3.

41
8,

42

A
 1

6 
bi

s 
B

 2
, C

 3
 u

nd
 R

 2
1.

63
9,

02
1.

81
7,

49
1.

99
5,

44
2.

17
5,

01
2.

35
2,

96
2.

53
1,

44
2.

71
1,

00
2.

88
8,

94
3.

06
7,

43
3.

24
5,

37
3.

42
5,

49
3.

60
3,

98

B
 3

, B
 4

, C
 4

, R
 3

 u
nd

 R
 4

1.
64

3,
36

1.
83

1,
10

2.
01

8,
30

2.
20

5,
48

2.
39

3,
21

2.
58

0,
41

2.
76

8,
14

2.
95

5,
34

3.
14

3,
07

3.
33

0,
26

3.
51

8,
53

3.
70

5,
19

B
 5

 b
is

 B
 7

, R
 5

 b
is

 R
 7

1.
83

6,
54

2.
04

2,
79

2.
24

7,
94

2.
45

4,
17

2.
65

9,
31

2.
86

5,
01

3.
07

0,
15

3.
27

6,
39

3.
48

1,
53

3.
68

6,
68

3.
89

2,
93

4.
09

8,
07

B
 8

 u
nd

 h
öh

er
, R

 8
 u

nd
 h

öh
er

1.
98

6,
73

2.
21

9,
63

2.
45

4,
17

2.
68

7,
61

2.
92

0,
50

3.
15

4,
50

3.
38

7,
93

3.
62

0,
28

3.
85

4,
82

4.
08

8,
82

(M
on

at
sb

et
rä

ge
 in

 E
ur

o)

A
u

sl
an

d
sz

u
sc

h
la

g
 (

§ 
55

 A
b

s.
 5

 B
B

es
G

)

Nr. 18 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 6. Oktober 2008 863



A
n

la
g

e 
3 

i z
u

 §
 4

 H
B

V
A

n
p

G
 2

00
7/

20
08

(e
rs

et
zt

  A
nl

ag
e 

V
I i

 B
B

es
G

)

G
ü

lt
ig

 a
b

 1
. J

an
u

ar
 2

00
8

na
ch

 §
 5

6

B
es

ol
du

ng
s-

A
bs

. 1
 N

r.
 2

gr
up

pe
1

2
3

4
5

6
7

8
9

10
11

12
B

B
es

G

A
 2

 b
is

 A
 1

6

B
 1

 b
is

  B
 1

1
13

0,
05

14
9,

11
16

8,
68

18
6,

64
20

6,
78

22
5,

84
24

4,
33

26
3,

38
28

2,
41

30
2,

01
32

1,
05

33
8,

47
13

0,
05

A
u

sl
an

d
sk

in
d

er
zu

sc
h

la
g

 (
§ 

56
 B

B
es

G
)

(M
on

at
sb

et
rä

ge
 in

 E
ur

o 
je

 K
in

d)

864 Nr. 18 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 6. Oktober 2008



A
n

la
g

e 
4 

zu
 §

 4
 H

B
V

A
n

p
G

 2
00

7/
20

08
(e

rs
et

zt
 A

nl
ag

e 
V

III
 B

B
es

G
)

G
ü

lt
ig

 a
b

 1
. J

an
u

ar
 2

00
8

E
in

ga
ng

sa
m

t, 
in

 d
as

 d
ie

 A
nw

är
te

rin
 o

de
r 

de
r 

A
nw

är
te

r 
na

ch
 A

bs
ch

lu
ss

 
de

s 
V

or
be

re
itu

ng
sd

ie
ns

te
s 

un
m

itt
el

ba
r 

ei
nt

rit
t

G
ru

nd
be

tr
ag

A
 2

 b
is

 A
 4

73
0,

28

A
 5

 b
is

 A
 8

84
2,

19

A
 9

 b
is

 A
 1

1
89

2,
23

A
 1

2
1.

02
1,

78

A
 1

3
1.

05
1,

25
A

 1
3 

+
 Z

ul
ag

e
(N

um
m

er
 2

7 
A

bs
. 1

 B
uc

hs
ta

be
 c

 d
er

 V
or

be
m

er
ku

ng
en

 z
u 

de
n 

B
un

de
sb

es
ol

du
ng

so
rd

nu
ng

en
 A

 u
nd

 B
) 

od
er

 R
 1

10
83

,6
2

A
n

w
är

te
rg

ru
n

d
b

et
ra

g
(M

on
at

sb
et

rä
ge

 in
 E

ur
o)

Nr. 18 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 6. Oktober 2008 865



Anlage 5 zu § 4 HBVAnpG 2007/2008
(ersetzt Anlage IX BBesG) 

Gültig ab 1. April 2008 bis 30. Juni 2008 für die Besoldungsgruppen A 13 bis A 16 
sowie die BesO B und R:

  Betrag in Euro,   Betrag in Euro,

Dem Grunde nach geregelt in   Vomhundert, Bruchteil Dem Grunde nach geregelt in   Vomhundert, Bruchteil

Bundesbesoldungsgesetz Nummer 8 

§ 44 bis zu 104,71    Die Zulage beträgt

§ 48 Abs. 2 bis zu 104,71    für Beamte der Besoldungsgruppen

§ 78 bis zu 78,53          A 2 bis  A 5 117,80

         A 6 bis A 9 157,07

         A 10 und höher 196,33

Bundesbesoldungsordnungen A und B
V o r b e m e r k u n g e n Nummer 9

   Die Zulage beträgt

Nummer 2 Abs. 2 130,89    nach einer Dienstzeit

         von einem Jahr 65,22

Nummer 5          von zwei Jahren 130,44

   Die Zulage beträgt für

Nummer 10 Abs. 1

       Beamte    Die Zulage beträgt

       der Besoldungsgruppen A 5 und A 6 36,65    nach einer Dienstzeit

         von einem Jahr 65,22

       Beamte          von zwei Jahren 130,44

       der Besoldungsgruppen A 7 bis A 9 52,36

Nummer 12 97,82

       Beamte des gehobenen

       und höheren Dienstes 78,53 Nummer 13a bis zu 78,53

Nummer 5a Nummer 13c

   Abs. 1 Die Zulage beträgt

         Buchstabe a 94,24 für Beamte der Besoldungsgruppen

         Buchstabe b 157,07     A 2 bis A 7 47,12

         Buchstabe c 225,14     A 8 bis A 11 62,83

   Abs. 2     A 12 bis A 15 73,30

         Nr. 1 Buchstabe a 141,36     A 16 und höher 94,24

                  Buchstabe b 104,71

         Nr. 2 Buchstabe a 104,71 Nummer 21 181,74

                  Buchstabe b 41,88

         Nr. 3 68,07 Nummer 25 39,27

         Nr. 4 und 5 62,83

         Nr. 8 Buchstabe a 130,89 Nummer 26 Abs. 1

                  Buchstabe b 68,07    Die Zulage beträgt für Beamte

         des mittleren Dienstes 17,46

Nummer 6 Abs. 1          des gehobenen Dienstes 39,27

    Buchstabe a 471,20

    Buchstabe b 376,97

    Buchstabe c 301,57

Nummer 6 a 104,71

Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergütungen
(Monatsbeträge)

 - in der Reihenfolge der  Gesetzesstellen -
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  Betrag in Euro,   Betrag in Euro,

Dem Grunde nach geregelt in   Vomhundert, Bruchteil Dem Grunde nach geregelt in   Vomhundert, Bruchteil

Bundesbesoldungsordnung R
Nummer 27 B e s o l d u n g s g r u p p e n F u ß n o t e 

   Abs. 1

         Buchstabe a R 1 1, 2 179,66

               Doppelbuchstabe aa 16,77 R 2 3 bis 8, 10 179,66

               Doppelbuchstabe bb 65,62 R 3 3 179,66

         Buchstabe b 72,93

         Buchstabe c 72,93

   Abs. 2

         Buchstabe a

               Doppelbuchstabe bb 48,87

         Buchstabe b und c 72,93 Hessisches Besoldungsgesetz
B e s o l d u n g s o r d n u n g  A  u n d  B

B e s o l d u n g s g r u p p e n F u ß n o t e 

B e s o l d u n g s g r u p p e n F u ß n o t e 

A 2 1 31,32

2 18,16 A 10 3 257,14

3 57,77 A 12 2 135,46

A 3 1, 5 57,77 A 13 1 162,50

2 31,32 3 81,29

A 4 1, 4 57,77 4 162,50

2 31,32 A 14 2 162,50

A 5 3 31,32 4 108,34

4, 6 57,77 A 15 1 162,50

A 6 6 31,32 B 9 1 673,29

A 7 5    50 v. H. des

      jeweiligen Unter-

      schiedsbetrages

      zum Grundgehalt

      der Besoldungs-

      gruppe A 8

A 9 3, 6 233,23

7    8 v. H. des 

      Endgrund-

      gehalts der

      Besoldungs-

      gruppe A 9

A 12 7, 8 135,46

A 13 7 162,50

11, 12, 13 237,02

A 14 5 162,50

A 15 7 162,50
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Gültig ab 1. Januar 2008 für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 8
Gültig ab 1. April 2008 für die Besoldungsgruppen A 9 bis A 12
Gültig ab 1. Juli 2008 für die Besoldungsgruppen A 13 bis A 16 sowie die BesO B und R:

  Betrag in Euro,   Betrag in Euro,

Dem Grunde nach geregelt in   Vomhundert, Bruchteil Dem Grunde nach geregelt in   Vomhundert, Bruchteil

Bundesbesoldungsgesetz Nummer 8 

§ 44 bis zu 105,33    Die Zulage beträgt

§ 48 Abs. 2 bis zu 105,33    für Beamte der Besoldungsgruppen

§ 78 bis zu 78,99          A 2 bis  A 5 118,49

         A 6 bis A 9 157,99

         A 10 und höher 197,48

Bundesbesoldungsordnungen A und B
V o r b e m e r k u n g e n Nummer 9

   Die Zulage beträgt

Nummer 2 Abs. 2 131,65    nach einer Dienstzeit

         von einem Jahr 65,60

Nummer 5          von zwei Jahren 131,20

   Die Zulage beträgt für

Nummer 10 Abs. 1

       Beamte    Die Zulage beträgt

       der Besoldungsgruppen A 5 und A 6 36,86    nach einer Dienstzeit

         von einem Jahr 65,60

       Beamte          von zwei Jahren 131,20

       der Besoldungsgruppen A 7 bis A 9 52,66

Nummer 12 98,40

       Beamte des gehobenen

       und höheren Dienstes 78,99 Nummer 13a bis zu 78,99

Nummer 5a Nummer 13c

   Abs. 1 Die Zulage beträgt

         Buchstabe a 94,79 für Beamte der Besoldungsgruppen

         Buchstabe b 157,99     A 2 bis A 7 47,40

         Buchstabe c 226,46     A 8 bis A 11 63,20

   Abs. 2     A 12 bis A 15 73,73

         Nr. 1 Buchstabe a 142,19     A 16 und höher 94,79

                  Buchstabe b 105,33

         Nr. 2 Buchstabe a 105,33 Nummer 21 182,80

                  Buchstabe b 42,13

         Nr. 3 68,46 Nummer 25 39,50

         Nr. 4 und 5 63,20

         Nr. 8 Buchstabe a 131,65 Nummer 26 Abs. 1

                  Buchstabe b 68,46    Die Zulage beträgt für Beamte

         des mittleren Dienstes 17,56

Nummer 6 Abs. 1          des gehobenen Dienstes 39,50

    Buchstabe a 473,96

    Buchstabe b 379,17

    Buchstabe c 303,34

Nummer 6 a 105,33

Amtszulagen, tellenzulagen, Zulagen, Vergütungen
(Monatsbeträge)

 - in der Reihenfolge der  Gesetzesstellen -

S
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  Betrag in Euro,   Betrag in Euro,

Dem Grunde nach geregelt in   Vomhundert, Bruchteil Dem Grunde nach geregelt in   Vomhundert, Bruchteil

Bundesbesoldungsordnung R
Nummer 27 B e s o l d u n g s g r u p p e n F u ß n o t e 

   Abs. 1

         Buchstabe a R 1 1, 2 180,71

               Doppelbuchstabe aa 16,87 R 2 3 bis 8, 10 180,71

               Doppelbuchstabe bb 66,00 R 3 3 180,71

         Buchstabe b 73,36

         Buchstabe c 73,36

   Abs. 2

         Buchstabe a

               Doppelbuchstabe bb 49,15

         Buchstabe b und c 73,36 Hessisches Besoldungsgesetz
B e s o l d u n g s o r d n u n g  A  u n d  B

B e s o l d u n g s g r u p p e n F u ß n o t e 

B e s o l d u n g s g r u p p e n F u ß n o t e 

A 2 1 31,51

2 18,26 A 10 3 258,64

3 58,11 A 12 2 136,26

A 3 1, 5 58,11 A 13 1 163,45

2 31,51 3 81,76

4 163,45

A 4 1, 4 58,11 A 14 2 163,45

2 31,51 4 108,97

A 5 3 31,51 A 15 1 163,45

4, 6 58,11 B 9 1 677,24

A 6 6 31,51

A 7 5    50 v. H. des

      jeweiligen Unter-

      schiedsbetrages

      zum Grundgehalt

      der Besoldungs-

      gruppe A 8

A 9 3, 6 234,59

7    8 v. H. des 

      Endgrund-

      gehalts der

      Besoldungs-

      gruppe A 9

A 12 7, 8 136,26

A 13 7 163,45

11, 12, 13 238,40

A 14 5 163,45

A 15 7 163,45
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Anlage 6 zu § 4 HBVAnpG 2007/2008
(ersetzt die Beträge aus § 4 Abs.1 und 3 der Verordnung über die
Gewährung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte [MVergV] in der 
Fassung vom 3. Dezember 1998 [BGBl. I S. 3495], zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 9. November 2004 [BGBl. I S. 2774])

Gültig ab 1. April 2008 bis 30. Juni 2008 für die Besoldungsgruppen A 13 bis A 16:

Besoldungsgruppen

A 2 bis A 4 10,20

A 5 bis A 8 12,05

A 9 bis A 12 16,54

A 13 bis A 16 22,80

Nummer 1 15,39

Nummer 2 19,07

Nummer 3 22,64

Nummern 4 und 5 26,45

Mehrarbeitsvergütung

(Beträge in Euro)

§ 4 Abs. 1 MVergV

§ 4 Abs. 3 MVergV
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Gültig ab 1. Januar 2008 für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 8
Gültig ab 1. April 2008 für die Besoldungsgruppen A 9 bis A 12
Gültig ab 1. Juli 2008 für die Besoldungsgruppen A 13 bis A 16:

Besoldungsgruppen

A 2 bis A 4 10,26

A 5 bis A 8 12,12

A 9 bis A 12 16,63

A 13 bis A 16 22,94

Nummer 1 15,48

Nummer 2 19,18

Nummer 3 22,77

Nummern 4 und 5 26,60

Mehrarbeitsvergütung

(Beträge in Euro)

§ 4 Abs. 1 MVergV

§ 4 Abs. 3 MVergV
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 30. September 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e r  F i n a n z e n

We i m a r

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über die Hessische Steuerberaterversorgung*)

Vom 30. September 2008

*) Ändert GVBl. II 50-35

Artikel 1

Das Gesetz über die Hessische Steuer-
beraterversorgung vom 13. Dezember
2001 (GVBl. I S. 578) wird wie folgt geän-
dert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Von der Mitgliedschaft aus-
genommen ist, wer nach § 16 auf
Antrag von der Mitgliedschaft be-
freit wurde oder die Mitgliedschaft
nicht beantragt hat.“

b) Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„Auf Antrag wird von der Mitglied-
schaft befreit, wer aufgrund einer
durch Gesetz angeordneten oder
einer auf Gesetz beruhenden Ver-
pflichtung Mitglied einer öffentlich-
rechtlichen Versorgungseinrichtung
eines anderen Berufsstandes ge-
worden ist und seine Mitgliedschaft
aufrechterhält.“

c) In Abs. 4 Satz 6 werden die Worte
„vor Vollendung des 45. Lebensjah-
res“ gestrichen.

2. § 8 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

Nr. 4 wird gestrichen.

Die bisherigen Nr. 5 bis 7 werden die
Nr. 4 bis 6.

3. In § 9 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort
„vier“ durch „drei“ ersetzt.

4. Dem § 13 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Das Versorgungswerk trägt die Kos -
ten der Rechtsaufsicht.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2009
in Kraft.
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Hessischen Sparkassengesetzes und zur 

Änderung des Gesetzes zur Errichtung der Frankfurter Sparkasse 
als Anstalt des öffentlichen Rechts (Fraspa-Gesetz)

Vom 29. September 2008

*) Ändert GVBl. II 54-9

Artikel 11)

Änderung des 
Hessischen Sparkassengesetzes

Das Hessische Sparkassengesetz in der
Fassung vom 24. Februar 1991 (GVBl. I 
S. 78), zuletzt geändert durch Gesetz vom
29. März 2007 (GVBl. I S. 252), wird wie
folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt
neu gefasst:

„Inhaltsübersicht

I. Sparkassen

§ 1 Rechtsnatur und 
Errichtung

§ 2 Aufgaben

§ 3 Trägerschaft und Haftung

§ 4 Organe

§ 5 Verwaltungsrat

§ 5a Zusammensetzung des 
Verwaltungsrates

§ 5b Wahl der Mitglieder des
Verwaltungsrates und des
Stiftungsvorstandes

§ 5c Wählbarkeit als Verwal-
tungsratsmitglied

§ 5d Vorsitz im Verwaltungsrat,
Rechtsstellung, Pflichten
und vorzeitige Beendigung
des Amtes der Mitglieder

§ 6 Kreditausschuss und 
Bilanzausschuss

§ 7 Vorstand

§ 8 Bestellung und Anstellung
der Mitglieder des Vor-
standes und von Stellver-
tretern

§ 9 Personalverwaltung der
Sparkassen

§ 10 Satzungen

§ 11 Beanstandung

§ 12 Sachverständige

§ 13 Sparkassenbuch-Kraft -
loserklärung

§ 14 Liquidität

§ 15 Jahresabschluss

§ 16 Überschüsse

§ 17 Vereinigung von Spar -
kassen

§ 17a Übertragung von Spar-
kassen, Begründung einer
stillen Einlage

§ 17b Übertragung von Spar -
kassen, Gewährung von 
Anteilsrechten

§ 17c Sparkassen-Holding

§ 17d Organstruktur bei Bildung
einer Trägerversammlung

§ 18 Neuordnung der Sparkas-
sen bei Gebietsänderun-
gen der Träger

§ 19 Auflösung

§ 20 Staatsaufsicht

II. Besondere Vorschriften für Spar -
kassen bei Aufnahme von
Genuss rechtskapital oder bei 
stiller Beteiligung Privater

1. Sparkassen mit Genussrechts-
kapital

§ 21 Aufnahme von Genuss-
rechtskapital

2. Sparkassen mit stiller Beteili-
gung Privater

§ 22 Stille Beteiligung Priva-
ter

§ 23 Verwaltungsrat

§ 24 Versammlung der 
Beteiligten

§ 25 Delegiertenversamm-
lung

§ 26 Vereinigung, Neuord-
nung und Auflösung von
Sparkassen

3. Weitere Bestimmungen

§ 27 Nähere Bestimmungen
durch Satzung

§ 28 Geltung des Teils I

III. Besondere Vorschriften für die
Nassauische Sparkasse

§ 29 Geltung von Bestimmun-
gen

§ 30 Übergang der Gewährträ-
gerschaft auf einen Zweck-
verband

IV. Sparkassen- und Giroverband
und Girozentrale

§ 31 Verhältnis zu anderen
Rechtsvorschriften

V. Übergangs- und Schlussvorschrif-
ten

§ 32 Haftung des Trägers ab
dem 19. Juli 2005



§ 33 Fortführung des Stammka-
pitals

§ 34 Bezirkssparkassen

§ 35 Versorgungslast

§ 36 Aufhebung entgegenste-
henden Rechts

§ 37 Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften

§ 38 Inkrafttreten“

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 1 werden nach dem
Wort „Gemeindeverbände“ ein
Komma und die Worte „öffentlich-
rechtliche Stiftungen im Sinne des
§ 18 Abs. 4 des Hessischen Stif-
tungsgesetzes vom 4. April 1966
(GVBl. I S. 77), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 6. September
2007 (GVBl. I S. 546)“ eingefügt.

b) Als Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Sofern die Satzung dies vor-
sieht, kann der Verwaltungsrat mit
Zustimmung des Trägers oder der
Träger beschließen, dass aus-
schließlich zum Zwecke der voll-
ständigen oder teilweisen Übertra-
gung von Sparkassen auf öffent-
lich-rechtliche Stiftungen, Spar-
kassen mit Sitz in Hessen, kommu-
nale Träger nach Abs. 1, die Lan-
desbank Hessen-Thüringen – Giro-
zentrale – oder eine Sparkassen-
Holding öffentlich-rechtliche Trä-
geranteile gebildet werden. Im
Rahmen der Übertragung auf eine
öffentlich-rechtliche Stiftung sind
die Trägeranteile als Stiftungsver-
mögen der Stiftung festzulegen.
Das Stiftungsvermögen ist auf
Dauer an den Stiftungszweck ge-
bunden. Das Stiftungsvermögen
und die Trägeranteile dürfen we-
der vom kommunalen Träger noch
von der Aufsichtsbehörde für an-
dere Zwecke eingesetzt werden;
Übertragungen nach Satz 1 blei-
ben unberührt.“

3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird als Satz 3 angefügt: 

„Sie fördern die kommunalen Be-
lange insbesondere im wirtschaftli-
chen, regionalpolitischen, sozialen
und kulturellen Bereich.“

b) Als Abs. 4 bis 6 werden angefügt: 

„(4) Die Sparkassen sollen nach
Maßgabe der Mustersatzung jeder
Einwohnerin und jedem Einwoh-
ner im Gebiet ihres Trägers auf
Verlangen ein Girokonto auf Gut-
habenbasis einrichten. 

(5) Die Sparkassen sind grund -
sätzlich verpflichtet, jede Existenz-
gründerin und jeden Existenzgrün-
der im Gebiet ihres Trägers zu be-
raten. Sie betreuen bei dem Zu-

gang zu Förderkrediten und ko-
operieren mit den Förderbanken
von Land und Bund.

(6) Die Geschäfte der Sparkassen
sind unter Beachtung ihres öffentli-
chen Auftrags nach kaufmänni-
schen Grundsätzen zu führen. Die
Erzielung von Gewinn ist nicht
Hauptzweck des Geschäftsbetrie-
bes.“

4. § 3 Abs. 4 wird aufgehoben.

5. § 5b wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende
Fassung:

„Wahl der Mitglieder des 
Verwaltungsrates und des 

Stiftungsvorstandes“

b) Abs. 1 Satz 1 bis 3 wird durch fol-
genden Satz ersetzt: 

„Die Mitglieder des Verwaltungs-
rates nach § 5a Abs. 1 Nr. 2 und
Abs. 2 Nr. 2 werden für die Dauer
der Wahlperiode nach den für den
Träger geltenden Vorschriften von
der Vertretungskörperschaft des
Trägers gewählt, soweit nachste-
hend nichts anderes bestimmt ist.“

c) Als neuer Abs. 2 wird eingefügt:

„(2) Vor der Wahl der Verwal-
tungsratsmitglieder nach § 5a 
Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 Nr. 2 findet
in der Vertretungskörperschaft des
Trägers oder deren zuständigem
Ausschuss eine Anhörung der zur
Wahl stehenden Personen statt.“

d) Die bisherigen Abs. 2 und 3 wer-
den Abs. 3 und 4.

e) Als neuer Abs. 5 wird angefügt:

„(5) Bei Stiftungen nach § 1 
Abs. 4 wird der Stiftungsvorstand
von der Vertretungskörperschaft
des kommunalen Trägers bestellt.
Er besteht aus mindestens neun
und nicht mehr als fünfzehn Mit-
gliedern. Im Übrigen bleibt das
Hessische Stiftungsgesetz un-
berührt.“

6. § 5d wird wie folgt geändert:

a) Als neue Abs. 4 bis 7 werden ein-
gefügt:

„(4) Die Verwaltungsratsmitglie-
der sollen sich regelmäßig über ak-
tuelle Entwicklungen im Kreditwe-
sen fortbilden. Die Kosten für die
Teilnahme an vom Sparkassen-
und Giroverband Hessen-Thürin-
gen anerkannten Fortbildungsver-
anstaltungen trägt die Sparkasse.

(5) Jedes Verwaltungsratsmit-
glied kann Anträge zur Ergänzung
der Tagesordnung der Sitzungen
des Verwaltungsrates und seiner
Ausschüsse stellen.
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(6) Auf Antrag von mindestens
einem Drittel der Verwaltungsrats-
mitglieder ist innerhalb von drei
Wochen eine Sitzung des Verwal-
tungsrates einzuberufen. Auf An-
trag von mindestens einem Drittel
der Ausschussmitglieder ist inner-
halb von drei Wochen eine Sitzung
des Ausschusses einzuberufen.

(7) Auf Antrag von mindestens
einem Drittel der Verwaltungsrats-
mitglieder sind zu einzelnen Sit-
zungen des Verwaltungsrates oder
seiner Ausschüsse externe Sach-
verständige hinzuzuziehen.“

b) Die bisherigen Abs. 4 bis 7 werden
Abs. 8 bis 11.

7. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) Als Abs. 2 bis 4 werden angefügt:

„(2) Der Lagebericht hat den An-
forderungen des § 289 des Han-
delsgesetzbuches zu genügen. Die
Sparkasse fügt dem Lagebericht
einen statistischen Bericht über die
Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 2
bei.

(3) Auf die Veröffentlichung der
Bezüge der Vorstandsmitglieder im
Anhang sind die für börsennotierte
Aktiengesellschaften geltenden
Bestimmungen des § 285 Satz 1 
Nr. 9 Buchstabe a des Handelsge-
setzbuches entsprechend anzu-
wenden.

(4) Kurzfassungen des Jahresab-
schlusses sowie des Lageberichts
werden in den Geschäftsräumen
der Sparkasse ausgelegt. Den
Kundinnen und Kunden ist Ein-
sicht in den vollständigen Jahres-
abschluss und Lagebericht zu ge-
währen.“

8. § 16 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der im Jahresabschluss ausge-
wiesene und um einen Verlustvortrag
aus dem Vorjahr geminderte Jahres -
überschuss wird mindestens zu einem
Drittel den Rücklagen zugeführt. So-
weit der verbliebene Betrag nicht zur
weiteren Stärkung der Rücklagen
benötigt wird, können aus ihm in an-
gemessenem Umfang Abführungen
an den Träger erfolgen. Über die
Höhe der Abführung beschließt der
Verwaltungsrat auf der Grundlage ei-
nes Vorschlages des Vorstandes. Be-
steht eine Trägerversammlung, so be-
schließt diese nach Anhörung des
Verwaltungsrates auf der Grundlage
eines Vorschlages des Vorstandes.
Mehrere Träger sind entsprechend
der Trägeranteile an der Abführung
beteiligt.“

9. § 16 Abs. 5 wird aufgehoben.

10. Nach § 17 wird eingefügt:

„§ 17a

Übertragung von Sparkassen, Be-
gründung einer stillen Einlage

(1) Die Träger nach § 1 Abs. 2 und 4
können nach Maßgabe der nachfol-
genden Absätze die Sparkasse durch
öffentlich-rechtlichen Vertrag auf Trä-
ger nach § 1 Abs. 4 übertragen. Für
eine teilweise Übertragung können
Trägeranteile gebildet werden. Eine
Sparkasse kann nicht auf eine Spar-
kasse übertragen werden, die unmit-
telbar und mehrheitlich in der Träger-
schaft einer Sparkasse steht.

(2) Der oder die übertragenden
Träger der Sparkasse werden als stille
Gesellschafter an dem übernehmen-
den Träger oder der Sparkasse betei-
ligt. 

(3) Nach der Übertragung führt
der übernehmende Träger beide
Sparkassen als Träger fort; Abs. 1
Satz 2 sowie die Haftung nach § 32
bleiben unberührt.

(4) In dem Vertrag kann vorgese-
hen werden, dass nach der Übertra-
gung bis zu einem Drittel der nach
§ 5a Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 
Nr. 1 und 2 der übertragenen Spar-
kasse angehörenden Verwaltungs-
ratsmitglieder von dem übertragen-
den Träger vorgeschlagen werden. 

(5) Der Vertrag kann nähere Ein-
zelheiten der Übertragung bestim-
men und bedarf der Genehmigung
der Aufsichtsbehörde. Der Sparkas-
sen- und Giroverband Hessen-
Thüringen ist zu hören. Zeitpunkt
und Ausgestaltung der Übertragung
werden im Staatsanzeiger für das
Land Hessen bekannt gegeben.

§ 17b

Übertragung von Sparkassen, 
Gewährung von Anteilsrechten

(1) Die Träger nach § 1 Abs. 2 und 4
können nach Maßgabe der nachfol-
genden Absätze die Sparkasse durch
öffentlich-rechtlichen Vertrag auf Trä-
ger nach § 1 Abs. 4 übertragen. § 17a
Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(2) Dem Träger oder den Trägern
der Sparkasse, deren Anteile übertra-
gen werden, werden Anteile, Träger-
schaften oder Mitgliedschaften an
dem übernehmenden Träger ge-
währt. Sie nimmt insoweit am wirt-
schaftlichen Erfolg des übernehmen-
den Trägers teil. § 17a Abs. 2 bleibt
unberührt. 

(3) Nach der Übertragung führen
der oder die Träger die Sparkassen
mit anteiligen Rechten und Pflichten.
Die Haftung nach § 32 bleibt un-
berührt.

(4) Wenn keine anderen vertragli-
chen Regelungen getroffen werden,
werden die Verwaltungsratsmitglie-
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der beider Sparkassen anteilig von
den Trägern vorgeschlagen. 

(5) § 17a Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 17c

Sparkassen-Holding

(1) Benachbarte Träger von Spar-
kassen oder die von benachbarten
Trägern nach § 1 Abs. 4 gegründeten
Stiftungen können abweichend von
den §§ 17 bis 17b eine Holding als
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen
Rechts gründen und die von ihnen
getragenen Sparkassen auf die Hol-
ding übertragen. Für eine teilweise
Übertragung können Trägeranteile
gebildet werden. Die Haftung nach 
§ 32 bleibt unberührt.

(2) Die Holding hat einen Vor-
stand, dem die Geschäftsführung der
Holding obliegt, einen Verwaltungs-
rat und eine Trägerversammlung.
Weitere Einzelheiten über die Aufga-
ben, Befugnisse, Vertretung und
Rechtsverhältnisse der Holding sowie
über die Zusammensetzung, Aufga-
ben und Befugnisse ihrer Gremien
werden in einem von den Trägern der
Holding zu erlassenden Statut be-
stimmt. Die Gründung einer Holding
ist von der Aufsichtsbehörde zu ge-
nehmigen. § 17b Abs. 4 gilt entspre-
chend.

(3) Die Träger der Frankfurter
Sparkasse, der Nassauischen Spar-
kasse, der Taunussparkasse und der
Stadtsparkasse Offenbach können ei-
ne Sparkassen-Holding Rhein-Main
gründen und die von ihnen getra-
genen Sparkassen auf diese übertra-
gen. Für eine teilweise Übertragung
können Trägeranteile gebildet wer-
den. Die Haftung nach § 32 bleibt un-
berührt. Die Gründung der Sparkas-
sen-Holding Rhein-Main erfordert die
Übertragung von Trägeranteilen von
mindestens zwei der in Satz 1 ge-
nannten Sparkassen.

(4) Den Trägern nach Abs. 3 kön-
nen stille Beteiligungen oder Anteile
an ihnen oder an der Sparkassen-
Holding Rhein-Main gewährt wer-
den.

(5) § 20 Abs. 1, 3 und 4 sowie 
Abs. 6 bis 9 gelten für eine Holding
nach Abs. 1 und 3 mit der Maßgabe
entsprechend, dass das für das Spar-
kassenwesen zuständige Ministerium
Aufsichtsbehörde ist.

§ 17d

Organstruktur bei Bildung einer 
Trägerversammlung

(1) In den Verträgen nach § 17a
Abs. 1 und § 17b Abs. 1 kann die Bil-
dung einer Trägerversammlung vor-
gesehen werden. Sie ist die Vertre-
tung der Träger. Wird eine Trägerver-
sammlung gebildet, gelten die nach-
stehenden Vorschriften.

(2) Die Trägerversammlung ist zu-
ständig für

1. die Wahl des Vorsitzenden des
Verwaltungsrates und der weite-
ren sachkundigen Mitglieder des
Verwaltungsrates,

2. die Vorschläge an den Verwal-
tungsrat zur Bestellung der Vor-
standsmitglieder und Stellvertreter
mit Sitz und Stimme, zur Berufung
des Vorstandsvorsitzenden sowie
zur Bestellung der Stellvertreter
für den Verhinderungsfall nach § 8
Abs. 4 und 5,

3. den Erlass und die Änderung der
Satzung nach § 10,

4. die Entgegennahme des Jahresab-
schlusses und den Beschluss über
die Gewinnabführung nach § 15
und § 16 Abs. 3,

5. den Beschluss über die Vereini-
gung von Sparkassen nach § 17
sowie

6. den Beschluss über die Auflösung
der Sparkasse nach § 19.

Die Aufgaben des Verwaltungsrates
bleiben unberührt.

(3) Jeder Träger entsendet mindes -
tens einen, im Falle kommunaler Trä-
ger mindestens fünf Vertreter in die
Trägerversammlung. Die Vertreter
kommunaler Träger werden von der
Vertretungskörperschaft des Trägers
gewählt; § 5b Abs. 2 gilt entspre-
chend. Das Stimmrecht in der Träger-
versammlung richtet sich nach den
Trägeranteilen. Die Vertreter jedes
Trägers können ihr Stimmrecht nur
einheitlich ausüben. Dabei entschei-
det die Mehrheit der entsandten Ver-
treter des jeweiligen Trägers, wie die
Stimme abgegeben wird. Stimmen-
gleichheit wird als Enthaltung gewer-
tet. Das Nähere regelt die Satzung
der Sparkasse.

(4) Der Verwaltungsrat besteht aus
dem Vorsitzenden, weiteren sachkun-
digen Mitgliedern und Dienstkräften.
Die Zusammensetzung des Verwal-
tungsrates richtet sich nach den all-
gemeinen Vorschriften, sofern nicht
nachfolgend Abweichendes bestimmt
wird. Der Vorsitzende des Verwal-
tungsrates sowie die weiteren sach-
kundigen Mitglieder werden von der
Trägerversammlung für die Wahlperi-
ode gewählt, die der Wahlperiode der
Vertretungskörperschaft oder des
Verwaltungsrates des mehrheitlich an
der Sparkasse beteiligten Trägers
entspricht. Die weiteren sachkundi-
gen Mitglieder können dem Träger,
dessen Träger oder Trägern oder ge-
sellschaftlich relevanten Gruppen an-
gehören.

(5) Im öffentlich-rechtlichen Ver-
trag nach § 17a Abs. 1 und § 17b 
Abs. 1 kann, insbesondere bei voll-
ständiger oder mehrheitlicher Über-
tragung der Sparkasse, vereinbart
werden, dass
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12. Als neuer § 33 wird eingefügt:

„§ 33

Fortführung des Stammkapitals

Nach § 3 Abs. 4 des Hessischen
Sparkassengesetzes in der Fassung
vom 24. Februar 1991 (GVBl. I S. 78),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
29. März 2007 (GVBl. I S. 252), gebil-
detes Stamm kapital kann in der be-
stehenden Höhe fortgeführt werden.
Das bestehende Stammkapital kann
durch Beschluss des Verwaltungsra-
tes zum Zwecke der vollständigen
oder teilweisen Übertragung von
Sparkassen in Trägeranteile umge-
wandelt werden. Die Kommunalauf-
sichtsbehörden sind nicht befugt, im
Rahmen der Aufsicht über die Haus-
haltswirtschaft der Gemeinden und
Gemeindeverbände zu verlangen,
dass Träger von Sparkassen bereits
gebildetes Stammkapital veräußern.“

13. Die bisherigen §§ 33 bis 37 werden
§§ 34 bis 38.

Artikel 22)

Änderung des Gesetzes zur Errichtung
der Frankfurter Sparkasse als Anstalt des

öffentlichen Rechts (Fraspa-Gesetz)

Das Gesetz zur Errichtung der Frank-
furter Sparkasse als Anstalt des öffentli-
chen Rechts (Fraspa-Gesetz) vom 14. Mai
2007 (GVBl. I S. 283), geändert durch Ge-
setz vom 12. Dezember 2007 (GVBl. I
S. 855), wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Träger der Sparkasse können
nur hessische Gemeinden, Gemeinde-
verbände, öffentlich-rechtliche Stiftun-
gen im Sinne des § 18 Abs. 4 des Hes-
sischen Stiftungsgesetzes vom 4. April
1966 (GVBl. I S. 77), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 6. September 2007
(GVBl. I S. 546), Gemeinschaftsspar-
kassen und kommunale Zweckverbän-
de sowie Sparkassen mit Sitz in Hes-
sen und die Landesbank Hessen-
Thüringen – Girozentrale – sein. Die
Sparkasse kann Träger von Sparkas-
sen mit Sitz in Hessen, deren Ge-
schäftsgebiet an das der Sparkasse an-
grenzt, sein und ist berechtigt, Unter-
nehmensverträge im Sinne des Aktien-
gesetzes und vergleichbare Verträge
mit einem Träger zu schließen, der am
Stammkapital der Sparkasse mehrheit-
lich beteiligt ist.“ 

2. § 5 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 20a
Abs. 1 bis 3“ durch die Angabe
„§§ 17a bis 17c“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „§ 20b
Abs. 5 und 6“ durch die Angabe 
„§ 17d Abs. 5 und 6“ ersetzt.

3. § 14 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen.
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1. die Trägerversammlung als eines
der weiteren sachkundigen Mit-
glieder des Verwaltungsrates den
Vorsitzenden der Verwaltung des
übertragenden oder eines anderen
Trägers wählen soll;

2. die Bestellung und Wiederbestel-
lung der Mitglieder und stellver-
tretenden Mitglieder des Vorstan-
des der Sparkasse im Benehmen
mit dem Vorsitzenden der Verwal-
tung des übertragenden oder eines
anderen Trägers erfolgen soll.

Übertragen mehrere Träger ihre
Sparkasse vollständig oder mehrheit-
lich oder wird eine Zweckverbands-
sparkasse vollständig übertragen, so
gilt Satz 1 entsprechend für einen der
Vorsitzenden der Verwaltungen der
übertragenden Träger oder Ver-
bandsmitglieder oder eines anderen
Trägers. In den Fällen nach Satz 1
und 2 kann auch vereinbart werden,
dass als Stellvertreter im Verhinde-
rungsfall jeweils der Stellvertreter des
Vorsitzenden der Verwaltung im
Hauptamt gewählt werden soll.

(6) Die Trägerversammlung kann
binnen drei Monaten nach dem Zeit-
punkt der Übertragung der Sparkasse
beschließen, dass

1. bei Fortbestehen des bisherigen
Verwaltungsrates der übertra-
genen Sparkasse weitere Mitglie-
der des Verwaltungsrates für die
restliche Laufzeit des Verwal-
tungsrates hinzugewählt werden,

2. die oder einzelne weitere sach-
kundige Mitglieder des Verwal-
tungsrates oder der Vorsitzende
des Verwaltungsrates ihr Amt vor-
zeitig beenden und für die restli-
che Laufzeit des Verwaltungsrates
der übertragenen Sparkasse neu
gewählt werden oder dass

3. der Verwaltungsrat der übertra-
genen Sparkasse insgesamt aufge-
löst und neu gewählt wird.

Die erhöhte Anzahl von Mitgliedern
des Verwaltungsrates nach Satz 1 
Nr. 1 bedarf der Genehmigung der
Aufsichtsbehörde.“

11. Abschnitt II wird aufgehoben. Die
bisherigen Abschnitte III bis VI wer-
den Abschnitte II bis V.

2) Ändert GVBl. II 54-51
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Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 29. September 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h f ü r  W i r t s c h a f t ,  Ve r k e h r  u n d  
L a n d e s e n t w i c k l u n g

D r.  R h i e l
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 29. September 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  S o z i a l m i n i s t e r i n

K o c h L a u t e n s c h l ä g e r

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zur Änderung des Hessischen Ausführungsgesetzes zum 

Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (HAG/SGB XII)*)

Vom 29. September 2008

*) Ändert GVBl. II 34-47

Artikel 1

Das Hessische Ausführungsgesetz zum
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (HAG/
SGB XII) in der Fassung vom 20. Dezem-
ber 2004 (GVBl. I S. 488), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 14. Dezember 2006
(GVBl. I S. 666), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 1 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„für die Leistungen nach dem
Sechsten bis Achten Kapitel des
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch,
sofern diese nicht in einer Einrich-
tung zur stationären oder teilsta-
tionären Betreuung oder in einer
betreuten Wohnmöglichkeit für be-
hinderte Menschen nach Kapitel
Sechs des Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch gewährt werden.“

b) Das Komma am Ende von Nr. 3
wird durch einen Punkt ersetzt und
Nr. 4 wird gestrichen.

2. Nach § 3a wird als § 3b eingefügt:

„§ 3b

Fachkommission für betreute 
Wohnmöglichkeiten behinderter 

Menschen

Zur Begleitung des quantitativen
und qualitativen Ausbaus ambulant
betreuter Wohnmöglichkeiten für be-

hinderte Menschen soll eine Fachkom-
mission eingerichtet werden, die Emp-
fehlungen zu grundsätzlichen Fragen,
insbesondere zur Zusammenarbeit
zwischen den örtlichen Trägern und
dem überörtlichen Träger und zur Ge-
währleistung landesweit einheitlicher
Hilfestandards, geben kann. Sie soll
die Auswirkungen des landesweiten
Ausbaus ambulant betreuter Wohn-
möglichkeiten fortlaufend analysieren
und evaluieren. Einrichtung, Zusam-
mensetzung und Konkretisierung der
Aufgaben der Fachkommission wer-
den in Vereinbarungen zwischen dem
Hessischen Sozialministerium, dem
Hessischen Landkreistag, dem Hessi-
schen Städtetag und dem Landeswohl-
fahrtsverband Hessen geregelt. Die
Träger von Angeboten für behinderte
Menschen in Hessen sollen in der
Fachkommission angemessen vertre-
ten sein.“

3. In § 14 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte
„und § 2 Abs. 1 Nr. 4 am 1. Januar
2009“ gestrichen.

4. § 14 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2012 außer Kraft.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.
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Wiesbaden, den 22. September 2008

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r

K o c h f ü r  U m w e l t ,  l ä n d l i c h e n  R a u m  
u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

D i e t z e l

Verordnung 
über Zuständigkeiten zum Europäischen Schadstofffreisetzungs- und 

-verbringungsregister*)

Vom 22. September 2008

Aufgrund

1. des § 1 des Gesetzes zur Bestimmung
von Zuständigkeiten vom 3. April 1998
(GVBl. I S. 98), geändert durch Gesetz
vom 16. Oktober 2006 (GVBl. I S. 510),
und

2. des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten in der
Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I
S. 603), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 7. August 2007 (BGBl. I S. 1786),

wird verordnet

§ 1

(1) Zuständige Behörde 

1. nach dem Gesetz zur Ausführung des
Protokolls über Schadstofffreisetzungs-
und -verbringungsregister vom 21. Mai
2003 sowie zur Durchführung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 166/2006 vom 6. Juni
2007 (BGBl. I S. 1002) und

2. für die Qualitätssicherung nach Art. 9
Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 166/
2006 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 18. Januar 2006 über
die Schaffung eines Europäischen
Schadstofffreisetzungs- und -verbrin-
gungsregisters und zur Änderung der
Richtlinien 91/689/EWG und 96/61/EG
des Rates (ABl. EU Nr. L 33 S. 1)

ist das Regierungspräsidium.

(2) Abweichend von Abs. 1 Nr. 1 ist
das Hessische Landesamt für Umwelt und
Geologie zuständig für die Festlegung
des Formats sowie die Zusammenfassung,
die Bearbeitung und die anschlie ßende
Übermittlung der Informationen an das
Umweltbundesamt nach § 3 Abs. 1 Satz 2,
§ 5 Abs. 1 und § 8 Abs. 3 des Gesetzes zur
Ausführung des Protokolls über Schad-
stoff  freisetzungs- und -verbringungsregis -
ter vom 21. Mai 2003 sowie zur Durchfüh -
rung der Verordnung (EG) Nr. 6/2006.

§ 2

Zuständige Verwaltungsbehörde für
die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 7 des Gesetzes
zur Ausführung des Protokolls über
Schadstofffreisetzungs- und -verbrin-
gungsregister vom 21. Mai 2003 sowie 
zur Durchführung der Verordnung (EG)
Nr. 166/2006 ist das Regierungspräsidi-
um.

§ 3

Die Emissionserklärungsverordnung –
Abwasser vom 15. November 2006
(GVBl. I S. 610)1) wird aufgehoben.

§ 4

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2013 außer Kraft.

*) GVBl. II 800-59
1) Hebt auf GVBl. II 85-67
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Zweite Verordnung 
zur Änderung der Meldedaten-Übermittlungsverordnung

Vom 22. September 2008

*) Ändert GVBl. II 311-10

Aufgrund des § 43 Abs. 1 des Hessi-
schen Meldegesetzes in der Fassung vom
10. März 2006 (GVBl. I S. 66) wird verord-
net:

Artikel 1

Die Meldedaten-Übermittlungsverord-
nung vom 6. Juli 2006 (GVBl. I S. 427),
zuletzt geändert durch Verordnung vom
6. Februar 2008 (GVBl. I S. 28), wird wie
folgt geändert:

1. § 8 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

a) Nr. 20 wird aufgehoben.

b) Die bisherige Nr. 21 wird Nr. 20.

2. § 9 erhält folgende Fassung:

„§ 9

Automatisierter Abruf durch das 
Hessische Landeskriminalamt

Das Hessische Landeskriminalamt
ist im Rahmen der ihm obliegenden
Aufgaben zusätzlich berechtigt, zum
Zwecke des Abgleichs mit den Daten
der Personenfahndung und zum Zwe -
cke der Löschung der Daten Verstor-
bener aus kriminalpolizeilichen Unter-
lagen und Dateien folgende personen-
bezogene Daten von Einwohnerinnen
und Einwohnern automatisiert bei der
in § 7 genannten öffentlichen Stelle
abzurufen:

1. Familiennamen (jetziger und 
früherer Name mit Namens-
bestandteilen)

0101 bis 0104, 0201 bis 0204,

2. Vornamen 0301 und 0302,

3. Tag der Geburt 0601,

4. Geburtsort 0602 und 0603,

5. Anschriften (gegenwärtige 
und frühere Anschriften, 
Haupt- und Nebenwohnungen) 

1201 bis 1206, 1208 bis 1213, 
1215 bis 1221, 1223,

6. Sterbetag und -ort 1901 und 1904.“

3. § 11 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 20 wird aufgehoben.

bb) Die bisherige Nr. 21 wird
Nr. 20.

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz
eingefügt:

„Finanzämter sind unter der Vor-
aussetzung des Satz 1 berechtigt,
zusätzlich die Identifikationsnum-
mer nach § 139b der Abgabenord-
nung (2701) von Einwohnerinnen

und Einwohnern automatisiert bei
der in § 7 genannten öffentlichen
Stelle abzurufen.“

4. In § 12 Satz 2 Nr. 6 und § 13 Satz 2
Nr. 6 wird die Angabe „1201 bis 1210“
jeweils durch die Angabe „1201 bis
1206, 1208 bis 1212, 1215 bis 1221,
1223 bis 1231“ ersetzt.

5. § 14 Abs. 2 Nr. 4 erhält folgende Fas-
sung:

„4. Tag und Ort der Geburt
0601 bis 0603,“

6. Nach § 15 wird als § 15a eingefügt:

„§ 15a

Datenübermittlung an Rehabilitie-
rungsbehörden

(1) Die Meldebehörde übermittelt
automatisiert nach Maßgabe des
Abs. 2 den für die besondere Zuwen-
dung für Haftopfer nach § 17a des
Strafrechtlichen Rehabilitierungsgeset-
zes in der Fassung vom 17. Dezember
1999 (BGBl. I S. 2665), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 13. Dezember 2007
(BGBl. I S. 2904), zuständigen Behör-
den im Rahmen der ihnen obliegenden
Aufgaben zur Überprüfung des Fort-
bestehens des Leistungsgrundes fol-
gende personenbezogene Daten von
Einwohnerinnen oder Einwohnern:

1. Vor- und Familiennamen
0101 bis 0106, 0301 und 0302,

2. frühere Namen 0201 bis 0204,

3. Anschriften (gegenwärtige 
und frühere Anschriften)

1201 bis 1206, 1208 bis 1212,
1215 bis 1221, 1223 bis 1231,

4. Tag des Ein- und Auszugs
1301 und 1306,

5. Tag und Ort der Geburt
0601 bis 0603,

6. Familienstand, einschließlich 
Tag und Ort der Eheschließung 
oder der Begründung einer 
eingetragenen Lebenspartner-
schaft 1401 bis 1403,

7. Übermittlungssperren
1801, Schlüssel 3 und 1802,

8. Sterbetag und -ort 1901 und 1904.

(2) Die Datenübermittlungen finden
in Form eines Datenabgleichs statt.
Die Leistungsträger übermitteln der
Meldebehörde zum Zwecke der richti-
gen Zuordnung folgende Daten der
Leistungsempfängerin oder des Leis -
tungsempfängers:

1. Familiennamen (jetziger Name 
mit Namensbestandteilen)

0101 bis 0106,

2. frühere Namen 0201 und 0202,
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3. Vornamen 0301,

4. Tag und Ort der Geburt
0601 bis 0603,

5. Anschriften (gegenwärtige und
frühere Anschriften)

1201 bis 1206, 1208 bis 1212.“

7. Nach § 18a wird als § 18b eingefügt:

„§ 18b

Datenübermittlung an das 
Krebsregister

Die Meldebehörde übermittelt jähr-
lich zum Zwecke des Datenabgleichs
mit der Registerstelle nach § 1 der Ver-
ordnung zur Ausführung des Hessi-
schen Krebsregistergesetzes vom 2. Ja-
nuar 2007 (GVBl. I S. 7), automatisiert
der Vertrauensstelle bei der Lan-
desärztekammer Hessen nach § 5
Abs. 8 des Hessischen Krebsregister-
gesetzes vom 17. Dezember 2001
(GVBl. I S. 582), geändert durch Ge-
setz vom 4. Dezember 2006 (GVBl. I

S. 647), folgende personenbezogene
Daten aller Einwohnerinnen und Ein-
wohner, bei denen sich der Name, die
Anschrift oder das Geschlecht geän-
dert haben:

1. Familiennamen (jetziger 
Name mit Namensbestand-
teilen) 0101 bis 0106,

2. frühere Namen 0201 bis 0206,

3. Vornamen 0301,

4. Vornamen vor Änderung 0303,

5. Änderung des (der) 
Vornamen(s) – Datum – 0304,

6. Geschlecht 0701,

7. Anschriften 1202 bis 1206,
1208 bis 1211.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
ihrer Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 22. September 2008

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r
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